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7. Sitzung, abgehalten in Genf am tag, 
17. Juni 1924, nachm. 4 Uhr. f Dienstag 

Anmejend: ale Vertreter der Mitglieder des Rates und 
der Generalſekretär. 


1218. Erwerb der poluiſchen Staats- 
angehörigkeit. 


Herr von Souza Dantas Heft folgenden Bericht 


or: í 
Durch einen vom Rate am 14. März 1924 gefaßten Be- 
ſchluß des Rates über den Vorſchlag des Lord Parmoor hat 
mich der 5 5 die polniſche und die deutſche Regie⸗ 
rung zu J 

1. Ihre Verhandlungen fortzuführen über die Auslegung 
und Anwendung des Art. 4des Minderbeiten⸗ 
vertrages, ebenſo über die Fragen des ununter⸗ 
brochenen und des doppelten Wohnſitzes, der ſich aus 
Art. 3 des beſagten Vertrages ergibt. 

2. In das Programm dieſer Verhandlungen jede andere 
Jrage aufzunehmen, die von der einen oder der an=- 
perec N u. Auslegung Mu Anwendung 
worjen nie. es Minderheitenvertrages aufge⸗ 

3. Eine dritte Perſon (die, wenn es vor dem nächſten 

1. April zwiſchen den beiden Regierungen zu keiner 
Einigung in gegenteiligem Sinne gekommen iſt, der 
Vorſitende des Schiedsgerichtes für Oberſchleſien fein 
könnte) zu bitten, bei den unter Nr. 1 und 2 oben er- 
arem Verhandlungen den Vorſitz als Verə 
„ nit = übernehmen zu wollen mit der Maßgabe, 
daß, falls die Verhandlungen bis zum 1. Juni 1924 
nicht zu einer vollſtändigen Einigung unter der Form 
eines unterzeichneten Abkommens geführt baben, dieſe 
Perſon bevollmächtigt fein wird, über die ſtrittigen 
Segen als Schiedsrichter zu entſcheiden.“ 
an 5 . Beſchluß habe ich mich brieflich am 16. 
März 5 eide Regierungen gewandt, die mir mitgeteilt 
haben, daß ſie on betr. Erjuchen Jolge leiſten würden. In⸗ 
‚Aolgebefien fin in Wien Verhandlungen eröffnet worden 
unter Er vn des Herrn von Kacedenbeet, dem 
Borisen en des Schiedsgerichtes für Oberſchleſten. Dieſe 
Verhandlungen ſchweben noch. Ich weiß, daß die vom 
Beſchluß pe Rates vorgeſehene Vermittlung noch nicht be⸗ 
endet iſt, N beiden Parteien ſich geeinigt haben, ſie nach 
dem 1. un meitersujühren und dat das Sieds- 
verfahren gleichzeitig mit der Weiterführung des Ver- 
mittlungsverfahrens angefangen hat. 

Meines Erachtens it Grund vorhanden, ſich dazu zu 
beglückwunſchen, daß die beiden Regierungen der an fie ge- 

ellten Bitte entſprochen und fih bemüht haben, eine end- 
gültige Löſung der angeführten, ſo wichtigen und fo beikeln 
ragen herbeizuführen. Ich werde den Nat um feine Er- 
mächtigung bitten, den beiden Regierungen ſeine Befriedi⸗ 

e m 
am vergangenen 14. März vor⸗ 
gelegte . zum Beſchluß erhoben wurde, hat Herr 
Kozminski, der Vertreter Polens, nachdem er dieſen 
Entwurf angenommen batte, fölgende Erklärung abgegeben: 
N ch erlanbe mir hinzuzufügen, daß ich es für meine 
Pflicht gegenüber meinem Waterlaude halte, zu erklären, 
daß Polen es als eine moraliſche Verpflichtung 
auſteht, keine vollendeten Tatſachen zu ſchaſſen, 
welche * Hicſal dun den cee ſchädigen, deren end⸗ 

í i 

8 2 Wee min: 5 gebniſſen der Verhandlun⸗ 

Die Tragmeite dieſer Erklärung ift mir nicht zwei⸗ 
felhaft erſchienen; nach meiner be handelt es ſich 
barnum, jede Handlung beiſeite zu lafen, die eine Lage 
Kaak könnte, welche die Intereſſen der Perſonen ſchä⸗ 
digt, deren endgültiges Schickſal von der Löſung abhängen 
wird, welche die in Abſ. 1, 2 bes Ratsbeſchluſſes erwähnten 
Berhandlungen ergeben werden. Der Zweck der Verhand⸗ 
lung war klar; man wollte eine für die Verhandlungen mög⸗ 
lichſt günſtige Atmosphäre ſchaffen. Daher ift der Nat auch 
ehr glücllich geweſen, dieje Erklärung zu hören, die fo gut 
immt zu den Grundjägen der Verſbhnung, von denen wir 
uns in allen unſeren Arbeiten leiten laſſen. 

Einige Zeit darauf habe ich durch die Vermittelung des 
Generalſekretariats eine Mitteilung der Deutſchen 
Regierung erhalten, die eine Lifte von Fällen enthielt, 
in denen nach der Meinung dieſer Regierung gewiſſen Per⸗ 
onen gegenüber Maßregeln getroffen fein ſollten, die tm 

iderſpruch mit der oben er orfühtten Erklärung des 
Herrn Kozmiaski ſtehen. Seitdem ſind mir noch drei weitere 
Liſten ähnlichen Charakters zugeſtellt worden. Abſchriften 
diefer Liſten find gleichzeitig vi das Generalſekretariat 
der polniſchen Delegation zu geeigneter Verwendung zuge⸗ 
ellt worden. Außerdem 2 — nd 6 Zahl individueller 

ittſchriften an den Völker "ind gerichtet worden, durch 
Bittſteller, die der Meinung 505 aß fie ſeitens der pol- 
ſchen Behörden von Maßrege⸗ Be find, die ihre Inter⸗ 
efen ſchädigen und die zu der erſcgemferklarung im Wider- 
ſuruc ftehen, Mbjhriften chen Belegen Hahl dieſsr Bitt- 
Schriften wurden der voln gation vom General⸗ 


ekretär mitgeteilt. ; 
; Ohne je y in ein Werturteil über 


den 


die Unterlagen ber 
verſchiedenen in den Liſten 7 ae älle oder der indi⸗ 
piduellen Bittſchriften einst Be s e ich geglaubt, mich an 
Se. Exzellenz den poln ! SEES tnifter des 
zu müſſen, ich ihn darauf auf⸗ 
Fälle, betreffend die 
e die in der von der Er⸗ 
klärung des Herrn Kozm 

gimucen, zu meiner denger Ple oo 

r eine eilu 

wegen dieſer Angelegenheit erg ankbar 


eee am 12. Mai folgende telegrapbiſche 
Antwort erhalten: 


; ung oder Ausſperrung hat der B 
È keinen Anſpruch auf Nachlieferung der Zeitung oder Rücgahlung 05 Bezugspreiſes. 
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Bromberg, Sonnabend 


Internationalen Gerichtshofes und des Völker⸗ 


Schiedsſpruch dürfte ſich dann vorläufig erübrigen. 


ezieher s 


in Polen 


Bromberger Tageblatt 


at und Liquidationsmethoden. 5 5 


„Gemäß Erklärung Kozmiäski 14. März it einge» 
ſtellt Veröffentlichung und Ausführung der Liquida- 
tionsbeſchlüſſe für deutſches Eigentum 5 14. März. 
Ebenſo ift eingeſtellt Aus weiſung von Deutſchen 
aus polniſchem Gebiet. ez. Zamoyski.“ 

ch habe an den polniſchen Außenminiſter gef” vieben, 

og für dieſes Telegramm zu danken, und habe hinzu⸗ 
gefügt: 

„Ew. Exzellenz weiß ſehr wohl, daß der Rat die von 
Herrn Kozminski gegebene Erklärung febr geſchätzt hat, 
und ich bin deſſen ſicher, daß der Rat glücklich ſein wird, 
aus Ihrem Telegramm zu vernehmen, daß nach dem 

. März die Veröffentlichung und Ausführung aller 
Liguidatſonsbeſchlüſſe für das Vermögen der Perſonen, 
deren endgültiges Schickſal vom Ergebnis der deutſch⸗ 
polniſchen Verhandlungen abhängt. In Erwägung der 
von Ew. Exzellenz im obigen Teelgramm abgegebenen 
Erklärung, meine ich, daß geeignete Maßregeln ſchon ge⸗ 
troffen worden ſind und daß kein Anlaß mehr vorliegt, auf 
die Fälle derjenigen Perſonen zurückzukommen, die in 
den dem Sekretariat in Genf zugeſtellten Liſten enthalten 
ſind, deren Abſchriften der polniſchen Delegation in Genf 
mitgeteilt worden find. t ; 


NE 


ipi $i 8 N 
851 . Ire 


Die Anerlennung der Geburtspolen. 
Vor der Annahme des Haager Gutachtens 
durch Polen? 


Der belgiſche Vorſitzende der deutſch⸗polniſchen Verhand⸗ 
lungen in Wien, Prof. Dr. Kaeckenbeek, folte am Dons 
nerstag, den 10. d. M., durch einen Schiedsſpruch, dem 
fih beide Parteien unterworfen hatten, die ſtrittigen 
über die Staatsangehörigkeit der Deutſchen in Polen und 
das Optantenproblem entſcheiden. 

Wie die Berliner „B. Z. am Mittag“ von aut unters 
richteter Seite erfährt, haben die poluiſchen Delez 
gierten in letzter Stunde aus Warſchan Inſtruktionen be⸗ 
kommen, daß ſie die Auslegung des Ständigen 


bundrates über den in erſter Linie ſtrittigen Art. 4 des 
Minderheiteuvertrages au nehmen folen. In dieſem 
Falle würde die Ausſicht beſtehen, daß auch die Frage des 
doppelten und unterbrochenen Wohnſitzes, ſowie das Optan⸗ 
tenproblem auf dem Verhandlungswege gelöſt werden. Ein 


Von einer Beſtätiaung dieſer Meldung, die wir mit 
allem Vorbehalt wiedergeben, durch eine amtliche volniſche 
oder un Stelle ijt bis zur Stunde nichts bekaunt 
geworden. 


e . 
1177 erſte Abſatz des Art. 4 des Minderheitenvertrages 
et: 


lautet: 

„Polen erkennt als polniſche Staatsangehörige von 
Rechts wegen und ohne daß irgendeine Förmlichkeit zu er⸗ 
füllen iſt, die Perſonen deutſcher, öſterreichiſcher, unga⸗ 
riſcher oder ruſſiſcher Staatsangehörigkeit an, die auf dem 
erwähnten Gebiet von dort wohnhaften Eltern 
geboren ſind, auch wenn ſie ſelbſt zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens dieſes Vertrages dort nicht wohnhaft ſind.“ 


Nach der polniſchen Theſe brauchte die Anerkennung 


der fog. „Geburtspolen“ nur erfolgen, wenn die Eltern 
beide noch am 10. Januar 1920 lebten und in Polen wohn⸗ 
haft waren, wobei vielfach auch noch ein ununterbrochener 
Wohnſitz der Eltern in der Zeit vom 1. Januar 1908 bis 
zum 10. Januar 1920 auf heute polniſchem Gebiet verlangt 


wurde. 0 é : 
Im Haag und in Genf wurde dieſe Auslegung vers 
worfen und der deutſche Standpunkt aner⸗ 


kannt, dem jetzt auch die Polniſche Regierung bei⸗ 


getreten ſein ſoll. Der entſcheidende Abſatz des Haager 


Gutachtens, der damit zur endgültigen Ann ge⸗ 
langen würde, hat folgenden Wortlaut: ; 

„Der Minderheitenvertrag (Artikel 4, Abſatz 1) erkennt 
die polniſche Staatsangehörigkeit von Rechts wegen den 
Perſonen zu, die in dem Gebiet des neuen Staates „von 
dort wohn haften Eltern“ geboren worden find. 
Dieſe Worte beziehen ſich auf den Wohnſitz der Eltern zur 
Zeit der Geburt des Kindes und nur auf dielen Beitz 
punkt. Es ift erforderlich und es genügt, daß am Tage 
der Geburt die Eltern in dem ſpäter polniſch gewordenen 
Gebiet ihren Wohnſitz hatten, d. h. eine eruſthaſt dauernde 
Niederlaſſung mit der Abſicht, fie beizubehalten. Dem Er⸗ 
werb der polniſchen Staatsangehörigkeit eine weitere 
Vorausſetzung hinzuzufügen, die in dem Ber: 
trage vom 28. Juni 1919 nicht vorgeſehen ift, hieße nicht mehr 


den Vertrag auslegen, ſondern hieße ihn neu machen.“ 


Deer exſte Delegierte der Deutſchen Regierung 
bei der Wiener Konferenz, Dr. Lewald, hat an mich einen 
Brief gerichtet, der mich auf diefe Angelegenheit aufmerk⸗ 
ſam machte, und ich habe ihm durch einen Brief vom 15. Mai 

eantwortet, in dem ich ihm Mitteilung machte von meinem 


beim polniſchen Außenminiſterium getanen Schritte, ebenſo 


auch von der Antwort, die ich erhalten habe. In einem 
nejen Brief vom 20. Mai hat fiH Dr. Lewald abermals an 
mich gewandt und hat erklärt, daß er die Antwort der 
polniſchen Regierung nicht für befriedigend 
halte. Er hat hinzugefügt, daß er ſich nach Berlin begebe, 
um ſich mit ſeiner Regierung zu beſprechen. 
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Durch eine Note vom 1. Juni, die an den Präſiden⸗ 
ten des Rates gerichtet ift, hat die Deutſche Regie ⸗ 
rung von neuem auf dieſe Angelegenheit aufmerkſam 
gemacht. Die Note wurde mir vom Generalfefretariat zur 
Kenntnis gebracht, und ich babe ſie, wie auch eine ergänzende 
Note vom 7. Juni, ſofort der polniſchen Delegation und allen 
Mitgliedern des Rates mitteilen laſſen. Die Note vom 
1. Juni iſt eine Zuſammenfaſſung der verſchiedenen Noten 
und Denkſchriften, welche von der Deutſchen Regierung 
in dieſer Angelegenheit eingeſchickt wurden. 


Die Deutſche Regierung bittet den Rat, bei der volniſchen 


Regierung dahin vorſtellig zu werden, daß: 1. weiterhin 
keine Verletzung des von Herrn Kozminski gegebenen Ver⸗ 
ſprechens von den polniſchen Behörden begangen wird: 
2. daß die Liquidationsbeſchlüſſe und die anderen 
nach dem 12. Februar 1924 (Datum, an welchem in 
Genf auf Anregung des Völkerbundes die Verhandlungen 
zwiſchen Polen und Deutſchland angefangen haben) getroffe⸗ 


nen Maßregeln aufgehoben werden; 3. daß die be: K 


troffenen Perſonen in den „status quo ante” verſetzt 
und für den erlittenen Schaden entſchädigt werden.“ 
Die Deutſche Regierung fügt hinzu, daß die Aufhebung 
der bisher von der polniſchen Regierung verfügten Maß⸗ 
regeln leicht erlangt werden kann bezüglich derjenigen 
Perſonen, gegen welche das Liquidations verfahren 
erſt vor kurzem eingeleitet oder fortgeſetzt wurde, denn 
alle in Frage kommenden Perſonen wohnen noch auf ihren 
Beſitzungen und die Annullierung gewiſſer durch die Bers- 
weiſungsmaßregeln geſchaffenen juriſtiſchen Tatſachen dürfte 
genügen. Soweit es ſich um die Ausweiſung von 
Optanten handelt, müßte man den Ausgewleſenen die 
Rückkehr geſtatten. ; 2 
Durch einen Brief vom 27. Mai 1924 hat der Sekre⸗ 


tär der Polniſchen Regierung in Genf an das 


Generalſekretariat eine offizidfe Antwort auf die 
verſchiedenen Briefe überſandt, welche die von der Deutſchen 
Regierung aufgeſtellten Lijten und insbeſondere die indivi⸗ 
duellen Petitionen übermittelten. Dieſer Brief iſt mir mit⸗ 
geteilt worden, aber ich halte es nicht für nötig 
oder nützlich, mich dabei aufzuhalten, in An⸗ 
betracht defen, daß ich mich über diefe ganze Angelegenheit 
mit dem Grafen Skrzynski, dem erſten polniſchen 
Delegierten beim Völkerbund, habe unterhalten können. 
Ich teile aus dem Briefe vom 27. Mai nur folgenden Satz 
mit: „Zur Vermeidung jedes möglichen Mißverſtändniſſes 
und Irrtums im Verfahren hat das Hauptliquidationsamt 
(Offiete de Liquidation) das zuſtändige Kommiſſariat beauf⸗ 
tragt, die Regiſter nachzuprüfen und nochmals die 
Akten im Lichte der Erklärung des Herrn Kotmioski durch⸗ 
zuſehen.“ Was das übrige anbetrifft, ſo halte ich den un ii 
vom 27. Mai für erſetzt durch die mir von Herrn i u 
gegebene Erklärung. e 
erklͤrt: { 


B 


enthalten 
die entweder der materiellen oder der perſönlichen Lage de 


portant Jiems, soit à la situation matérielle, soit à la situation 
personn J 
Vienne. 

Herr n hat mir ausdrücklich ver⸗ 
ſichert, daß die perat Erklärung des Herrn Notmiństi, 
von Polen voll ſtän . werden wird im 
Sinne ſeiner eigenen Worte und ohne die Trag⸗ 
weite derſelben einzuſchränken. 

ch bitte den Rat von dem vorliegenden Bericht 

Kenntnis zu nehmen. 

Der Berichterſtatter lieſt ebenfalls 


b einen Brief des 
deutſchen Konſulates in Gen ; 


vom 16. Juni. 1924 vor, der 
us⸗ 


; {iung des Urteils mit dem Befehle der Ausweiſung 
eg er ru von 


Magnus, am 14. d. M. anges 
fangen hat.“ ' i 
Graf Skraynski erklärt, daß er die abſolute Ges 
nauigkeit und die vollſtändige übereinſtimmung der Er⸗ 
die er ſich beehrt hat, dem Herrn von 


Berichte findet. Er habe dem nichts weiter hinzuzufügen. 


Lord Parmoor erklärt, er bezweifle durchaus nicht den 
guten Glauben der Polniſchen Regierung oder ihres Deles 
gierten, aber es handele ſich um eine Frage, wo es ſchwer 
ei, die Tatſachen ſeſtzuſtellen. Noch den Auskünften, welche j 
ie Britiſche Negierung beſint, gebe es feit dem 12. Jebruuir 
1924 mehr als 180 Fälle, in denen Maßregeln zur Liqui⸗ 
dierung der Güter von Perſonen zweifelhafter Slaatsange⸗ 
hörigkeit getroffen wurden. Solche Maßregeln führten 
ſchließlich dazu, daß der Beſitzer ausgewieſen oder in 
r. Fällen ſeiner Eigentumsrechte beraubt 
wurde. ä ) { PIE, 


Lord Parmoor ift der Anficht, daß bei der übernahme 
von welcher der Berichterſtatter 
rage 
tehenden Perſonen ſchädigende Maßregel 


der letzten Verpflichtung, 
be ausgemacht wurde, es ſolle keine die in J 


ergriffen werden, 
ſchwebe. 
Entſcheidung ihnen günſtig ift, werden ſie 
mung ſind. Dann wird es trotz ihrer Anerkennung als 
polniſche Staatsangehörige ſchwierig Nein, fie wieder in die 

Eigentumsrechte einzuſetzen, die ſich aus ihrer Eigeuſchaft 

als polniſche Staatsangehörige ergeben.“ 

; Ein beſonderer Fall it geſtern Lord Parmoor 
elegt worden, Es handelt ſich eine der Perfonen, deren 
taatsangehörigkeit den Gegenſtand einer Prüfung bildet. 

Der Fall hängt letzten Endes davon ab, was man unter 

„doppeltem Wohnſitz“ zu verſtehen hat. Ein Fall der Aus⸗ 

weiſung infolge einer Aauidierung wurde ebenfalls zu 

ſeiner Kenntnis gebracht. 

Über die beſonderen Fälle will er nichts weiteres fagen, 
ausgenommen das eine, daß mau in einer derartigen nges 
legenheit, wenn man gerecht fein will, jeden einzelnen 
Fall im Lichte der von der polniſchen Regierung über⸗ 
nommenen Verpflichtung ſorgfältig prüfen muß. 
Er ſchlägt vor, folgenden Abſatz dem Entwurf des 
Berichtes hinzuzufügen: x 

„Der Rat nimmt Kenntnis von dem Bericht und der 

Erklärung des polniſchen Delegierten, nach welcher das 
Hauptliquidationsamt das zuſtändige Kommiffariat be⸗ 
auftragt hat, im Geiſte der Erklärung des Herrn Kot- 
minsft die Regiſter nachzuprüfen und von neuem die 
Akten jedes einzelnen Falles zu prüfen. Der Raters 
ucht die Pol niſche n möglichſt bald 
ag Ergebnis feiner Ermittelungen und feiner Nam- 
3 en dem Generalſekretär mitzuteilen. 

zweifelt nicht, daß für den Fall, wo dieſe Nachprüfung 
begangene Irrtümer enthüllen würde, die 

Polniſche Regierung alle zur Richtigſtellung derfelben 
nötigen Maßregeln ergreifen wird.“ 

Herr Branting tritt voll und ganz den Worten des 
Lord Parmoor bei. Er legt ebenfalls eine ganz beſondere 
Bedeutung der Stelle des Berichtes des Herrn von Souza 
Dantas bet, wo geſagt wird: „Das Liauidationskomitee 
hat das zuſtändige Kommiſſariat beauftragt, die Regiſter 
. verifizieren und abermals die Akten im Lichte der 
rklärung des Herrn Kozminski da prüfen.“ Er erlaubt 
ft die Hoffnung auszuſprechen, daß al le in der deutſchen 
pte erwähnten Fälle in die abermalige Prüfung einbe⸗ 
K werden, und daß die Polniſche Regierung, wenn ſie 
te Irrtümer feſtſtellen wird, die ohne 
Zweifel von lokalen Behörden begangen 
worden ſind, Weiſungen zu deren Richtigſtellung 
geben wird. Der Rat wird ſicherlich ſehr zufrieden ſein, 
wenn er hei ſeiner nächſten Tagung feſtſtellen kann, daß das 
Ergebnis der Wiener Verhandlungen kein Riſiko läuft, von 
der ee vollendeter Tatſachen berührt (affecté) au 
werden. rn 


Graf 
Berichtes nicht das Wort ergriffen habe, ſo habe er ſich nur 
deshalb ſo verhalten, weil er geglaubt habe, daß er nichts 
ſagen könne, ja fogar nichts fagen müſſe. Von zwei 

Wegen darf man nur den einen einſchlagen: entweder hätte 
er auf den Grund der deutſchen Klagen eingehen können, 
und dann käme er zu jenem Punkte, wo er entſcheiden 
mußte, ob dieſer oder jener Fall dem Schiedsgericht unter⸗ 
worfen werden müſſe. Er würde dann in den Grund der 
Frage eintreten und Gefahr laufen, ſich dem Tadel aus⸗ 
uſetzen, eine Litiſpendenz geſchaffen zu haben. In der 
Tat, man würde dieſelbe Sache vor zwei Gerichtshöfen: 
dem Schiedsgericht in Wien und dem Rate diskutieren. 
Wenn zwei Gerichtshöfe zugleich vorhanden ſind, kann der 
. eine den anderen beeinfluſſen: was würde geſchehen, wenn 
gerade der eine dieſer Gerichtshöfe der Völkerbundrat iſt, 
der eine Frage entſcheidet, welche ebenfalls vom anderen 
Gerichtshof entſchieden werden wird? Er habe für ſich die 
ganze Autorität der Rechtswiſſenſchaft. Er könne eine große 
Autorität der Rechtswiſſenſchaft, einen Genfer, den Herrn 
Bellot 1 Wenn es da keine Litiſpendenz gebe, könne 
man ſich fragen, wann ſie überhaupt eintreten werde. 
Andererſeits, wenn er die Klagen erwähnt, ohne in 
das Detail einzutreten, ſo habe er da nur von einer 
moraliſchen Verpflichtung zu ſprechen. Die moraliſche Ver⸗ 
flichtung iſt in ſehr genauer Weiſe formuliert und aufge⸗ 
heit in dem Berichte, den der braſilianiſche Vertreter dem 
Rate vorgelegt hat. ; 

Er it dem Lord Parmoor ſehr dankbar dafür, 
daß er geſagt hat, niemand zweifle an den von 
ihm abgegebenen Verſicherungen, aber bers 
jenige, der ſich außerhalb des Tiſches des Rates erlauben 
würde daran zu zweifeln, würde eine Berechtigung für 
ſeinen Zweifel erſt an jenem Tage beſitzen, an dem 
der Schiedsſpruch in Wien gefallen iſt. Er beſtreitet es alſo, 
daß irgend jemand mit Beweiſen zur Unterſtützung der Be⸗ 
hauptung kommen könne, daß Polen die Erklärung nicht 
anerkennt, die er auf dem Tiſche des Rates niedergelegt hat. 
i Wenn man in die Details eingeht, fo wird er fiğ er- 

lauben, die Aufmerkſamkeit Lord Parmoors auf die Tat⸗ 
Sache zu lenken, daß er in einem feiner Sätze weiter⸗ 
gegangen ſei als die deutſche Klage ſelbſt. Lord 
Parmoor habe geſagt, durch die Ausweiſun 1 5 8 si 
Perſonen, deren Staatsangehörigkeit noch zweifelhaft fet, 
mache Polen das Schiedsgericht unmöglich und 
Sachverhalt, der dasſelbe unwirkſam mache, weil dieſe Per⸗ 
ſonen nicht mehr ihr Eigentum haben werden. Aber in der 
deutſchen Klage tft geſagt, daß es der polniſchen Regierung 
ſehr leicht ſein würde, die Sachen zu regeln, da ja dieſe Per⸗ 
nen eg auf ihren Beſitzungen find, Die Deutſchen Hes 
pten, daß es keine vollendeten Tatſachen gibt. Was es 
gibt, find endgültige Bekanntmachungen; dtes 
elben können ſich nicht auf die dem Wiener 
chleds gericht unterbreiteten Fälle be⸗ 
stehen Was die Fälle der Liquidation betrifft, fo gibt es 
mehrere tauſende von Gütern, die liquidiert werden können, 
in der Praxis weiſt die deutſche Klage nur 100 oder 
113 Fälle auf. Nach ber bdeutſchen Klage tit nicht ein 
einziger Fall zur Ausführung gekommen, alſo gebe es keine 
vollendete Tatſache. 8 
In Beantwortung der Ausführungen des Herrn 
Branting, der geſprochen hatte, als ob er ſchon wüßte, 
daß mehrere Fälle von Klagen ausgeführt ſind, erklärt Graf 
Skrzynski, daß er das nicht zugeben könne und 
daß es keine Richter gebe, die etwas derartiges zugeben 
könnten, bevor der Beweis des Gegenteils erbracht ſe 
Herr Skrzynski euktlirt, alles was er geſagt habe, 
ſolle nicht nur als eine Antwort polemiſchen Charakters 
auf die Erklärung des Lord Parmvor angeſehen mer» 
den. Da nur einmal ein Mitglied des Rates das Wort er⸗ 
griffen habe, um die deutſche Klage zu beſprechen, fo könne 
er nicht länger das Sti n beobachten, das er im 
Anfang habe beobachten wollen, und er habe ſich genötigt 
geſehen zu erklären, warum er den dentſchen Klagen das 
Stillſchweigen entgegenſetzte. Der Vertreter Polens 
möchte den von Lord Parmoor ausgeſprochenen Wünſchen 
möglichſt weit entgegenkommen. Übrigens drücke die An⸗ 
regung des Lord Parmoor nur die reine und eins 


] 12 ache Folge der Verpflichtung aus, welche der 


Vertreter Polens in ſeiner Erklärung übernommen habe. 
Wenn er eine Verpflichtung übernimmt, jo ſieht er es gern, 
daß ſie genau präziſiert wird. Wenn er an der Stelle des 
$ oäminskt geweſen wäre, fo würde er darauf ges 

halten haben, daß diefe Verpflichtung nicht allein moraliſch 

kaubern daß fie auch ihriſtiſch und paragranbierf jel, damit 


n, fo lange das Schiedsgerichtsverfahren 
„Wer find diefe Perſonen? Wenn p 2 
s als polniſche 
Staatsangehörige anerkannt, obgleich ſie deutſcher Abſtam⸗ 


vor⸗ 


Skrzuynski erklärt, wenn er nach dem Verleſen des 


ſchaffe einen 


man ſich auf beiden Seiten klar darüber wäre, was man 
unter einer vollendeten Tatſache verſteht. Er bedauert, daß 
dieſe Verpflichtung nicht beſſer prägifiert worden fei. 

Eine vollendete Tatſache, iſt das eine Veröffentlichung? 

Eine vorläufige Veröffentlichung, iſt das eine pollendete 
Tat ſache? 2 

Iſt eine endgültige Veröffentlichung eine vollendete 
Tatſache oder aber muß man von einem Beſitzer verlangen, 
daß er ſein Grundſtück verläßt, um eine vollendete Tatſache 
zu ſchaffen? 

Er halte die von ihm übernommene Verpflichtung auf⸗ 
recht und wolle ſie im weiteſten Sinne aufrecht erhalten. 

. Der Satz des Lord Parmoor, in dem gefordert 
wird, daß die Polniſche Regierung dem Generalſekretariat 
Erklärungen gibt in Beng auf das Ergebnis der Ermitte⸗ 
lungen, welche die Poluſſche Regierung anſtellte, ſcheint dem 
polniſchen Delegterten nicht anwendbar zu ſein. In der 
Praxis würde ſich das folgendermaßen darſtellen: Entweder 
würde das Generalſekretartat berechtigt fein, die Tatſache zu 
diskutieren, daß diefer oder jener Fall ſtrittig ſei oder nicht 
und gerade dadurch unter den Wiener Schiedsſpruch fällt, 
mit anderen Worten, es würde eine Diskuſſion eröffnen, 
welche den Fall einer Litiſpendenz ſchaffen würde, oder aber 
das Generalſekretariat würde nur die polniſchen Erklärun⸗ 
gen regiſtrieren; dieſe Korreſpondenz würde dann unnütz 
ſein, da ja der polniſche Vertreter bereit ſei, unmittelbar zu 
erklären, daß alle angefochtenen Fälle nicht zu der Kategorie 
der in Wien diskutierten Fälle gehören. 


Lord Parmoor glaubt, daß der Vertreter Polens den. 


Sinn feines Entwurfes eines Zuſatzes zum Berichte nicht 
gengu verſtanden habe, er möchte ihm denſelben gern 
vorleſen; Graf Serzyuski würde dann ſehen, daß die Ein⸗ 
wände, die er erwähnt habe, nicht auf ihn zutreffen. Der 
Text dieſes Entwurfes habe folgenden Wortlaut: 

„Der Rat nimmt Kenntnis von dem Bericht und von 
der Erklärung des polniſchen Vertreters, nach welcher das 
Hauptliquidationsamt das zuſtändige Kommiſſariat beauf⸗ 
tragt Bat, die Regiſter zu verifizieren und nochmals die 
Akten jedes einzelnen Falles im Lichte der Erklärung des 
Herrn Kozminski zu prüfen.” 

Alles, was Lord Parmoor verlangte, fei folgendes: 

„Der Rat erſucht die Polniſche Regierung, möglichſt 
bald das Ergebnis ihrer Prüfung und ihrer Verifikatio⸗ 
nen dem Generalſekretär mitzuteilen, Er zweifelt nicht, 
daß für den Fall, wo die Prüfung begangene Irrtümer 
enthüllen⸗ würde, die Polniſche Regierung alle zu deren 
Richtigſtellung nötigen Maßregeln treffen werde. 

Ex fei mit dem Vertreter Polens einig, nur nicht in 
Betreff der Einwände, welche die Polniſche Regierung gegen 
den Vorſchlag erhebt, dem Genralſekretär von dem Ergebnis 
der Prüfung Mitteilung zu machen und von den Verifika⸗ 
tionen der Regiſter, welche die Polniſche Regierung vorneh⸗ 
men wird. Der Vorſchlag des Lord Parmoor enthalte nichts 
anderes mehr. 

Der Präſident erlaubt ſich, den Vertreter Polens zu 
fragen, ob die von ihm ausgeſprochenen Worte bedeuten, daß 
er den Vorſchlag des Lord Parmoor annehme. 4 

Herrn Skrzynski liegt es daran, den Wünſchen des 
Lord Parmoor ſoweit als nur möglich entgegenzukom⸗ 
men. Er hofft, daß dieſer vollſtändig befriedigt ſein wird, 
wenn er erfährt — und das ergibt ſich aus der von ihm über⸗ 
nommenen Verpflichtung — daß die Verifikation der Re⸗ 
ver der Regierung vorgenommen werden wird und daß 
eder Fall, der in Widerſpruch mit der 
Entſcheidung ſtehend befunden wird, richtiggeſtellt w 

Herr Branting ſagt, daß, wenn er aose verſtanden hat 
der von Lord Parmobr vorgeſchlagene Teri 
dem Berichte hinzugefügt werden wird und daß 
die Erklärung des Vertreters der Polniſchen Regierung in 
das Protokoll geſetzt werden wird. 

Lord Parmoor ſagt, er fafie es fo auf, daß ſein Ent- 
wurf für einen Beſchluß (projet de réſolution) dem Berichte 
(rapport) hinzugefügt wird. s 

Herr Léon Bourgeois ift der Meinung, daß der Text 
des Lord Parmoor und die Erklärung des polni⸗ 
l, 3 e n — ertreters mit demſelben Recht im Protokoll 

ehen ſollen. | 

Herr Quinones de Leon, Herr de Sonan Dantas und 
Herr Hymans ſind derſelben Anſicht. 

Herr Skrzynski ſagt, er habe bis dahin verſtanden, daß 
Lord Parmoor feine Formel annehme. Nichts anderes 
könne im Bericht ſtehen, weil er nicht einen Bericht anneh⸗ 


men könne, der mehr enthält als ſeine Erklärungen bezüg⸗ 


lich der inneren Kontrolle der polniſchen Verwaltungs⸗ 
behörden. Er fet den Wünſchen des Lord Parmoor 
8 und er könne darüber hinaus nichts an⸗ 
nehmen. 3 

Lord Parmoor wollte, daß er eine Verpflichtung über: 
nahm; Herr Skrzynski hat fie angenommen für eine Frage 
bezüglich der Verifikationen der Liquidierungsämter. Die 
von ihm übernommenen Verpflichtungen werden allein 
gültig ſein, die anderen Punkte der Diskuſſion müſſen 
im Protokoll ſtehen, aber nicht mit demſelben 
ps chtstitel, wie die von ihm übernommenen Verpflich⸗ 
ungen. s 

Lord Parmoor ſagt, daß der Vertreter Polens und er 
ſelbſt einig wären: ſein Vorſchlag des Zuſatzes zum Be⸗ 
richt habe nur jene Fälle im Auge, welche der Kompetenz des 
Wiener Schiedsgerichts unterliegen. Er nehme die Erklä⸗ 
1 polniſchen Vertreters an, die ihn befriedigen. 

er Präſident ſagt, der Vertreter Polens ſei mit Lord 
Parmoor einig, abgeſehen von der vom polniſchen Vertreter 
angegebenen Beſchränkung in bezug auf die dem Sekretariat 
zu machenden Mitteilungen. Die Diskuſſionen wer⸗ 
. ſtehen; iſt Lord Parmoor damit einver⸗ 
anden 

Lord Parmoor erklärt ſich einverſtanden. 

Der Rat nimmt den Bericht an, ſo wie er von Herrn 
Sonza Dantas aufgeſetzt iſt, indem es als ſelbſtverſtändlich 
gilt, daß die Vorſchläge des Lord Parmoor und die Er: 
klärungen des Herrn Skrzynski im Protokoll ſtehen werden. 


Der Vertreter Polens zieht ſich zurück. 


Deutſch⸗polniſcher Notenwechſel. 
Der Schuß in das Allenſteiner Konſulat. 


Polen fordert Geungtuung. 2 

Warſchau, 10. Juli. Der polniſche Gefandte in Berlin 
wie die polniſche Pesje meldet, im Auftrage der War- 

ner Regierung dem Außenminiſterium in Berlin eine 
ote überreicht, in welcher dee fit ift, daß der Wize- 
konſul Ripa in Allenſtein die Genugtuung für den 
Anſchlag auf ſein Leben nicht erhalten hat, da der Regie⸗ 
rungspräſident von Allenſtein bisher perſönlich nicht bei 
Ripa vorgeſprochen und ſein Bedauern über den Vorfall 
ausgedrückt habe, wozu die deutſche Note ſich verpflichtete. 
In der Note wird außerdem darauf hingewieſen, daß die 
oſtnreußiſchen Behörden, ſtatt der Preſſehetze entgegen⸗ 
zutreten, ſich vielmehr mit ihr ſolidariſch erklärten. Das be⸗ 
weiſe u. a, eine Erklärung des Regierungspräſidenten in 
Allenſtein in der „Allenſteiner Zeitung“ vom 2. Mai, die 
den Charakter einer Polemik mit dem Leiter der polni⸗ 
ſchen Konſularſtellen habe und die ganze Anſchlagsfrage als 
bedeutungslos hinzuſtellen ſucht. Die polniſche Note erhebt 
Proteſt, fordert die Leiſtung der vereinbarten Geuug⸗ 
fuung für Vizepräſident Ripa und die Einwirkung auf die 
e reſſe, um dieſe zur Einſtellung der polenfeind⸗ 
lichen Kampagne in der bisher geübten Form zu veranlaſſen. 


Die Note betont zum Schluß, daß nur auf dieſe Weiſe eine 


Einſtellung der Amtstätigkeit der polniſchen Konſulate in 
Oſtpreußen vermieden werden könnte. 
. s 
Die Erklärung der deutſchen Regierung. 
Derlin, 10. Juli. Das offiziöſe WTB. meldet: In den 


letzten Tagen find in det polniſchen Preſſe, beiſpielsweiſe 
in der Warſchauer „Rzeczpospolita“ vom 3. Jul off doe 
Mittetlungen über eine von der polniſchen Geſandſchaft in 
Berlin an das Auswärtige Amt gerichtete Beſchwerde⸗ 
note erſchtenen. Den Anlaß zu dieſer Beſchwerdenote 
hätte das Ausbleiben der bereits von deutſcher Seite 
zugeſagten Genugtuung wegen eines angeb⸗ 
lichen Attentats auf das pokniſche Vizekon⸗ 
fulat in Allenſtein gegeben. Für die Nichterfüllung 
dieſer Forderung drohe die Note, daß Polen die Konſequen⸗ 
zen daraus ziehen würde, die vorausſichtlich in der Einſtel⸗ 
lung der Tütgleit der poluiſchen Konſulate in Oſtpreußen 
beſtehen würden. In der Tat liegt eine Note ähnlichen it- 
halts vor. Der Sachverhalt ift folgender: m März 1924 
war nachts im Schlafzimmer des polniſchen Vizekonſuls in 
Allenſtein eine Kugel eingeſchlagen. Von polniſcher Seite 
wurde dies als ein plaumäßiges Attentat auf den betreffen- 
den Vizekonſul aufgefaßt und dieſer Meinung auch in amt⸗ 
lichen Preſſekundgebungen Ausdruck verliehen, 
Ergebnis der Unterſuchung abzuwarten. Die -ins 
zwiſchen beendete Unterſuchung ergab jedoch 
nicht die geringſten Anhaltspunkte für das 
Vorliegen eines Attentats. Selbſtverſtändlich 
wurde, den diplomatiſchen Gepflogenheiten zufolge, von 
deutſcher Seite das Bedauern über dieſen Vorfall an den 
zuſtändigen Stellen ausgedrückt. Die deutſche Regierung i 
auch bereit, den internationalen Gepflogenheiten entſprechend, 
dieſes Bedauern durch eine mündliche Erklärung des 
Regierungspräſidenten in Allenſtein wiederholen zu 
laſfen. Dagegen erſcheinen die polnischen Forderungen 
nach „Genugtuung“ und nach %vifite de condolence” 
(Beileidsbeſuch), wie dies in der polniſchen Beſchwerdenote 
wörtlich verlangt wird, weder durch den Sachverhalt noch 
durch die internationalen Gepflogenheiten begründet. In 
dieſem Sinne ift, wie wir erfahren, die polniſche Note durch 
den Reichsminiſter des Auswärtigen beantwortet worden. 


Die Minderheitengeſetze auch in dritter 
Leſung angenommen. 


Ik o w 


Gruppen ins Ein⸗ 
lubs teilen den Geſichts⸗ 
punkt, daß das polniſche Volk Wirt in feinem Lande ift, doch 
wir werden keiner Einladung zum gemeinſamen Tiſch Folge 
leiſten. Wir treten daher aus der Wyzwolenie⸗ 
Grupe aus und werden gegen das Geſetz ſtimmen. 

Das Geſetz wurde in dritter Leſung augen o m⸗ 
men. Zur Annahme gelangte auch in dritter Leſung das 
Geſetz über die Amtsſprache bei Gericht, der Prokuratur und 
den Notarjiaten. 


Seleh Proteſt ein und beantragte eine B 
der 


erſucht wird, 
rauch der füdiſchen 


dritter Leſung mit der Anderung angenommen wurde, nach 
welcher die ſogenannten Grenzübergangsſcheine von der 
Gebühr nicht befreit werden ſollen, ferner das Geſetz über 
den freien Handelsverk zwiſchen dem ehemals preußi⸗ 
ſchen Teilgebiet und den übrigen Teilen der Republik Polen, 
das en bloc in zweiter und dritter Leſung zur Annahme 


gelangte. 
Auf eigene Fauſt. 


Interpellation 
des Abg. Spickermann und Gen. von der Deutſchen 
e im Seim an * * * 
nung von Land zum u⸗ 
ar j * Babnftzede Kutno— Strzalkowo. 


Zum Bau der Bahn Kutno—Strzalkowo wurden u. a. 
auch den Bauern des Dorfes Bliana, Kr. Kolo, mehr als 
43 Morgen Land enteignet. Obwohl feit dem Tage der 
Enteignung ſchon über fünf Jahre verfloſſen find, haben 
die Betroffenen eine Bezahlung nicht erhalten. Sie 
müſſen außerdem von dem enteigneten Lande Steuern 
da Die Bahnbeamten enteignen von den angrenzenden 
Belldern für ſich Land zur Anlage von Gemüſegärten. 
Dieſer Zuſtand ſchädigt die Betroffenen auf das Empfind⸗ 


lichſte. 
oe fofgedeffen fragen wir den Herrn Eiſenbahnminiſter 


an: F 
1. Sind ihm obige Zuſtände bekannt? 

2. gi er bereit, den geſchädigten Bauern das enteignete 
and in kürzeſter Zeit zu bezahlen? 

3. Den Beamten zu verbieten, ih auf eigene Hand 

War 3 Juli ioi 

arſchau, den y l 

f j Die Intervellanten 


Die Vorkriegsinvaliden. 


Interpellation 
e 
ejm an n u 

gunſten der Vorkriegsinvaliden. 1 


In der ſozialen Geſetzgebung der Republik Polen Hes 
Feu eine Lücke, welche die Urſache großer Not fur die Bor- 
riegsinvaliden ift. Durch das Geſetz vom 18. 8. 21 find 1 5 
e 


des Abg. Kr 
einigung im 


Vorkriegsinvaliden nicht erfaßt worden. Der polni 
Staat hat bei drr Wiedererſtehung ſie als polni 
Staatsbürger übernommen und ihnen zunächſt die Unter⸗ 
ſtätzungen, die ihnen früher bewilligt worden waren, weiters 
ar usländer erhalten von ihren Konſulaten Renten. 
n der Zeit der Inflation war die Erhöhung der Unter⸗ 
ſtützungen unzureichend, bis ſie ſchließlich ſo gering wurde, 
daß es ſich in manchen Fällen nicht mehr lohnte, He abzu⸗ 
holen. Andere wie z. B. Max Garzke aus Samotſchin 


en. 
In der Seimkemmiſſion für ſozlale Fürſorge ift die Not 
dieſer Vorkriegsinvallden bereits im vorigen Jahre wieder⸗ 
holt Gegenſtand von Erörterungen geweſen; der Miniſterial⸗ 
| direktor, zu deſſen Reſſort die Berforgung der Invaliden 
hört, hal bet dieſen Debatten ein neues Projekt für 


e haben in der letzten Zeit nichts mehr er⸗ 


2. Blatt. 


Deutſche Rundſchan. 


Bromberg, Sonnabend den 12. Juli 1924. 


Nr. 159. 


Pommerellen. 


11. Juli. 
Graudenz (Grudziadz). 


$ Schulſorgen. Sehr erſchreckt wurden die n 
wenigen evangeliſchen Bahnbeamten durch eine Ses g 
ihrer Dienſtbehörde, welche kurz vor dem 1. Juli befannt- 
gegeben wurde. Nach der Verfügung wurde angeordnet, daß 
fämtliche Bahnangeſtellte bis zum 1. Juli eine 
amtliche Beſcheinigung beizubringen hatten, daß ihre 
Kinder in Schulen mit polniſcher Unter- 
richtsſprache eingeſchult ſind. Es gab hier früher nur 
Simultanſchulen. Nach der politiſchen Umgeſtaltung wurden 
dieſelben ſogleich in Konfeſſionsſchulen umgewandelt. Kurze 
Zeit fiechte auch noch eine Schule für Deutſch⸗Katholiken hin, 
die aber bald abgebaut wurde. Es beſtehen hier nur katho⸗ 
liſche Schulen mit polniſcher Unterrichtsſprache und eine 
evangeliſche mit deutſcher Unterrichtsſprache. Bis dahin 
waren in der Mittelſchule noch Klaſſen mit deutſcher Unter⸗ 
richtsſprache, die aber mit Schluß des Schuljahres durch Be⸗ 

mmung des Schulkurgtoriums zu Thorn aufgelöſt ſind. 
Für die evangeliſchen Bahnbeamten deutſcher Nationalität 
leibt nur die einzige Möglichkeit, wenn ſie im Amte ver⸗ 
bleiben wollen, daß ſie ihre Kinder in eine katholiſche Schule 
ſchicken. Es herrſcht unter den Leuten eine große Beſtür⸗ 
zung ob dieſes Gewiſſenszwanges. Da aber heute ſo plötzlich 
niemand ſeine Verdienſtmöglichkeit verlieren möchte, eilten 
die Eltern am Schultage zur evangeliſchen Schule, um dort 
ihre Kinder abzumelden. Es wird aber mit Beſtimmtheit 
erwartet, daß bis zum Schulanfang im September dieſe Be⸗ 
ſtimmung aufgehoben werden wird. — 

A. Stromverkehr. Verſchiedene Traften kamen am 
Mittwoch ſtromab. In der Nähe der Einfahrt zum Schulz⸗ 
ſchen Dafen ift das Beiboot eines Dampfers geſunken. Seit 
einigen Tagen iſt dort ein Fahrzeug verankert, an dem ver⸗ 
ſucht wird, dasſelbe durch Winden zu heben. Die beiden 
Schleppfahrzeuge, welche Roheiſen für die Herzfeld u. Bit- 
torius⸗Werke ausluden, ſind zur Abfahrt bereit. Das eine 
iſt mit Ziegeln beladen, während das andere leer iſt. Der 
Staatsdampfer „Graudenz“ ift aus dem Hafen verſchwunden 
und dürfte zur Reparatur geſchleppt ſein. Er lag ihon ein 
Jahr tatenlos im Hafen. Auch das ſtaatliche Kohlenfahr⸗ 
zeug, welches kürzlich Kohlen einnahm, iſt aus dem Hafen 
in den Eingang gebracht worden. In den Hafen ſind weitere 
Holztraften der Sägewerke Schulz gebracht worden. 
handelt ſich hauptſächlich um beſchlagene Hölzer. Es ſind 
weitere Mengen Kies angefahren zum Transport nach der 
Bauſtelle . e ede bei Jungen. 5 

A. Die Militärbadeanſtalt, welche im Vorjahre unter- 
halb des Schloßberges aufgebaut war, erhält in dieſem Jahr 
ihre Liegeſtelle unterhalb der Feſtung. * 

A. Kirchenſtenern. Früher wurden die Steuern für 
die evangeliſche Kirchengemeinde durch die 
Magiſtratskaſſe gegen einen üblichen Prozentſatz Entſchädi⸗ 
gung eingezogen. Nach der politiſchen Umgeſtaltung traten 

ängel 5. welche eine anderweitige Einziehung nötig 
machten. Der Kirchenſekretär wurde damit beauftragt. Auf 
die Dauer ließ ſich die Neuerung nicht durchführen und es 
mußte eine andere Perſon dafür gewonnen werden. Ein 
Rentier wurde dafür gewonnen. Derſelbe war bei dem 
Einziehen sei ſtreug und drohte fo ar mit Pfändung in 
Fällen, wenn die Zahlung nicht ſogleich erfolgte. über dieſes 
Vorgehen iſt man ſtark verſchnupft. Man findet es auch 
nicht rihtig, daß in Familien erwachſene Familienmitglieder, 
die keinen n Erwerb haben, beſonders zur Kirchen⸗ 
ſteuer veranlagt ſind. In früheren Zeiten waren die Staats⸗ 
ſteuern maßgebend für die Höhe des Steuern. Heute wird 
die Veranlagung ſeitens des Gemeindekirchenrats oder 
einer Beauftragten vorgenommen. = 

0 


. Vereine, Veranſtaltungen ıc. 


Thorn (Tornn). 


— Landes vermeſſung. Beauftragte der ſtaatlichen 
Landesvermeſſungs⸗ Ablelkung Bj in 
dieſen Tagen im Landkreiſe ſtatiſtiſche Vermeſſungen vor⸗ 
nehmen. Der Staroſt fordert die Landbevölkerung auf, 
dieſen Beamten keine Schwierigkeiten beim Betreten ihrer 
Acker zu machen. Wo größere Schäden auf dem Acker (durch 
Eingraben von Steinen, Aufſtellen von Gerüſten njw.) ver- 
urſacht werden, können ſich die Landwirte an die ſtaatliche 
Landesvermeſſungsabteilung wenden, welche eine ent⸗ 
ſprechende Entihädigung gewährt. * 
` — Land wirtſchaftl é Maſchinen (Roßwerke, Häckſel⸗ 

maſchinen niw.) müffen, auch wenn fie nicht im Betrten find, 
mit den vorgeſchriebenen Schutzvorrichtun⸗ 
gen ver ik, ben fein. Die Landespolizeiorgane haben Be- 
Faß die ie an kontrollieren und Mängel zur Bes 
rafung zu 5 

— Auf der letzten Stadtverordnetenſitzung ift be⸗ 
ſchloſſen worden, einen goprozentigen Gemein deauf⸗ 
aufſchlag zur ſtaatlichen Grundſteuer zu er 
heben. Frei von dieſem Zuſchlage ſind Bauſtellen und unbe⸗ 
onay Be In den nächſten T i 25 
ag In den nächſten Tagen erhalten Per- 
ionen, welche das Jagdrecht aB l e 8. ine We 
zuſtellung; nach 14 Tagen, von der Zuſtellung an gerechnet, 
Fe a 3 „ bei der Kreiskommunalkaſſe cine 

ez a werden. à 

9 4 —* Der Flecktyphus ift, wie im Kreisblatt bekannt ge⸗ 
macht wird, in einem Falle wiederum in Culmſee 
(Ehelmza) feſtgeſtelltworden. Schon zu Anfang d. J. 
wurden mehrfach Fälle aus dem Landkreiſe gemeldet, ſpäter 
1 e r dieſe Seuche, um jetzt wieder aufzutauchen. 

Die erſte hl. Kommunion empfingen am vergangenen 
Sonntag 505 Kinder der hieſigen Gemeindeſchulen in der 
St. Marienkirche. ++ 

+ Ein großer Diebſtahlsprozeß gelangte am Mittwoch 
vor der Strafkammer des Thorner Bezirksgerichts unter 
dem Vorig des Richters Szyikowski zur Verhandlung. 
Angeklagt waren zwei Einbrecher Malankowski und 
Zielinski, ſowie eine Reihe von Hehlern. Die Angeklagten 
hatten ji Einbruchsdiebſtähle im „Hausfrauenverein“ in 
der ul. Lazienna (Baderſtraße) im Nähmaſchtnengeſchäft von 
Zakrzewski, in den Räumen des Stowarzyszenſe Rolnicze 
TLandwirtſchaftlicher Verein) in der ul. Proſta (Gerechte⸗ 
ft ferner in der Thorner Filiale der Culmer 
Brauereien und in einem Manufakturwarengeſchäft in un⸗ 
ſerer Nachbarſtadt Cheimza (Culmſee) zuſchulden kommen 

ffen. Das Urteil lautete gegen Malankowski auf 6 Jahre 
Aberkennung der bürgerlichen Ehreurechte auf 


10 Jahre und dauernde Stellung unter Polizetaufficht, gegen 
Zielinski auf 4 Jahre Zuchthaus und gleichfalls Aberken⸗ 
nung der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von zehn 
Jahren und dauernde Stellung unter Polizeiaufſicht. Von 
den Hehlern wurden verurteilt: A. Sindzinski zu 2 Jahren 
Zuchthaus, Przybylska zu 1 Jahr Zuchthaus, Wodzik zu 
2½ Monaten Gefängnis, Buczkowski zu 3 Monaten, Zie⸗ 
linski und deſſen Ehefrau zu je einem Monat Ge- 
fängnis. 4 ** 
K Gute Geſchäfte trotz der allgemein als ſchlecht be- 
zeichneten Zeiten ſollen die Kellner in den Gaſtwirtſchaften 
und Kaffeehäuſern machen. Von vielen Seiten wird darüber 
geklagt, daß ſie ſich zum großen Teil durchaus nicht an die 
J. Zt. ſelbſt beſtimmtee Prozentſätze beim Berechnen der 
Trinkgelder halten, ſondern daß ſie immer luſtig nach oben 
abrunden. Während die Kaufleute gezwungen ſind, ihre 
Preiſe auf den Groſchen genau zu kalkulieren und behörd⸗ 
licherſeits beſonders darauf aufmerkſam gemacht worden 
war, daß Preisabrundungen über 10 000 Mark nach obenhin 
bei der Umrechnung in Zloty verboten ſeien, rechnen viele 
Kellner das Trinkgeld für ſich faſt in doppelter Höhe und 
ſogar darüber hinaus aus. So wurden z. B. bei einem 
Glaſe Tee zu 15 Groſchen anſtatt 15 Prozent Trinkgeld (in 
Reſtaurants dürfen nur 10 Prozent Trinkgeld berechnet wer⸗ 
den) 33½ Prozent gefordert, nämlich anſtatt 2 oder 
höchſtens 3 Groſchen ganze fünf Groſchen! Wenn auch viele 
Leute nach dem bisher üblich geweſenen Rechnen mit 
Millionen und Milliarden den jetzigen Groſchen für nichts 
anſehen und vorerſt noch wenig achten, gibt es doch viele, 
die ihn ebenſo ehren, wie ſie früher den Pfennig geehrt 
haben. Sie werden widerſpruchslos das vom Kellner ge- 
ſorderte Geld hinlegen, ſich dann aber hüten, noch ein zweites 
Mal dasſelbe Lokal zu betreten. Und der Wirt, der fih bei 
den jetzigen Zeiten die allergrößte Mühe geben muß, um 
fein Geſchäft, für das er hohe Abgaben zu zahlen hat, in 
Blüte zu halten, wird ſich wundern, daß trotz ſeiner ihm 
weniger als den Kellnern abwerfenden Preiſe der Beſuch 
des Publikums nachläßt. ur 
+ Von der Weichſel. Donnerstag früh betrug der 
Waſſerſtand 0,90 Meter über Normal. — Dampfer „Czarni⸗ 
tów” von der Strombauverwaltung fchleppte zwei Prähme 
mit Buhnenmatrial ſtromaufwärts an der Stadt vorbei. 
Außer den bereits geſtern gemeldeten ſechs Traften kamen 
noch etwa 14 andere an; ſie ſind ſämtlich ſtromab weiter⸗ 
geſchwommen. * 


————— —ÅEkF 


* Tuchel (Tuchola), 10. Juli. Bei einem getöteten 
Hunde des Viehhändlers J. Purkert hierſelbſt wurde 
amtstierärztlich Tollwut feſtgeſtellt. Da ein Beſitzer aus 
Neutuchel von dem Hunde gebiſſen wurde, mußte er ſich zur 
ärztlichen Behandlung in das Paſteurſche Inſtitut nach 
Warſchau begeben. Über den Kreis Tuchel iſt auf Anordnung 
des Staroſten bis auf weiteres die Hundeſperre ver⸗ 
hängt worden. Hunde dürfen auf der Straße nur an der 
Leine geführt werden. Die Polizei iſt angewieſen, frei um⸗ 
herlaufende Hunde zu erſchießen und die Beſitzer dieſer 
Hunde zur Anzeige zu bringen, damit ſie außerdem noch mit 
einer Geloͤſtrafe belegt werden. — Die Badegelegen⸗ 
heiten in Tuchel ſind ſehr ungünſtig. Abgeſehen da⸗ 
von, daß keine öffentliche Badeanſtalt für den Winter be⸗ 
ſteht, iſt es auch im Sommer nur mit größter Schwierigkeit 
und oft mit Lebensgefahr verbunden, ein kühles Bad zu 
nehmen. In dem Glemboezekſee befinden ſich zwar zwei 
zerfallene Badehäuſer, die feit Jahren nicht inſtand geſetzt 
ſind, das eine gehört dem Lehrerſeminar, das andere der 
Stadt. Eine Badeanſtalt beſteht nicht, ebenſo wenig eine 
Abgrenzung des Gebietes für Nichtſchwimmer, und es ver⸗ 
geht kaum ein Jahr, in dem nicht mehrere Perſonen im 
See ertrinken, da deſſen flaches Ufer plötzlich zu bedeutender 
Tiefe wird. Auch in dieſem Sommer hat der See bereits 
ſein Opfer gefordert. Der Weg bis zur Brahe iſt in heißen 
Tagen nicht ſehr angenehm, da er mehrere Kilometer durch 
fliegenden Sand führt. Außerdem erwärmt ſich das Waſſer 
des Fluſſes ſehr langſam, auch iſt die Strömung für Nicht⸗ 


ſchwimmer nicht ungefährlich. Es wäre dringend notwendig, 


daß für die Bevölkerung von Tuchel und den dicht anliegen⸗ 
den Dörfern Koslinka und Neutuchel eine Badegelegenheit 
geſchaffen wird, die für die Bevölkerung von faſt 7000 Ein⸗ 
wohnern ausreicht. . 

* Dirijan (Tczew), 10. Juli. Die Dirſchauer 
Schützengilde beging dieſer Tage ihr Wiegandt⸗Jacobi⸗ 
Schießen bei guter Beteiligung. Zu dieſem Schießen hatte 
Herr J. Przybylowski einen wertvollen Wanderorden ge⸗ 
ſtiftet. Dieſen errang mit 52 Ringen der Schütze Johann 
Chmielewski. die 2. Prämie erhielt F. Fabian mit gleichfalls 
52 Ringen, die 3. Prämie Fabrikdirektor F. Lietz mit 50 R. 
Außerdem erhielten auf der Silberſcheibe die erſten drei 
Preiſe die Mitglieder Lietz, O. Wichert und F. Fabian, auf 

t 


Erwerb der Königs⸗ und Laurahütte 
durch den polniſchen Staat. 


Durch die Preſſe ging kürzlich die Nachricht, daß die 
Knie Regierung ut k vereinigten Kön a und 

aura- Hütte in Oberſchleſien Verhandlungen über den 
Erwerb dieſer Gruben unter Beteiligun franzöſi⸗ 
ſchen Kapitals eingeleitet hat. Diefe Mitteilung ent» 
Buche wie die „Gazeta Warszawska“ aus gut informierter 

uelle erfährt, den Tatſachen. Die Verhandlungen ſind im 
Gange und werden von ſeiten der Regierung durch den 
Vizeminiſter Klarner, den Abg. Kor fauty und Prof. 


Ar te geführt. i 
uf Grund einer am 22. März 1921 abgeſchloſſenen 
Konvention wirden bereits 15 Prozent der Aktien der 
Hohenlohe⸗Werke erworben und es kam eine Were 
tändigung mit dem Unternehmen Gieſches Erben in 
reslau zuſtande, auf Grund deren 12 Prozent der Aktien 
dieſes Unternehmens erworben werden können. Dieſe 
Transaktionen ermöglichen, abgeſehen von gewiſſen finan⸗ 
ziellen Vorteilen, die aus ihnen der Staat erreichen kann, 
die Einführung des polniſchen Elements in die Vorſtände 
dieſer Unternehmungen. 


Bayern und die polniſchen Juden. 


Durch die polniſche Preſſe unſeres Teilgebiets ging 
kürzlich die Nachricht, daß in Bromberg am 13. Mai d. J. 
La ee ler bat, in der en 

ntſchließun mmen de. di rem 


genderma ut gr} 


Ehrliches ordentliches 


5 Eintritt frei! ! 


„Welche Schritte wird die Polniſche Regierung unters 
nehmen, um dem Zuzug der deutſchen Juden zu 
begegnen, die auf Grund einer Verfügung der bayeri⸗ 

en Behörden am 1. Juli d. J. das Reichsgebiet 
verlaſſen müſſen, wenn ſie nach 1914 zugewandert ſind?“ 

Wie wir zu dieſer Meldung von gut unterrichteter Seite 
erfahren, beſteht nach einer Mitteilung des Bayeriſchen 
Miniſteriums des Außern keine allgemeine Ver⸗ 
fügung, nach der ſämtliche polniſche Juden am 1. Juli 
d. J. das Reichsgebiet verlaſſen müſſen. Es iſt wohl bekannt, 
daß ſeinerzeit eine derartige Maßnahme geplant war; dieſe 
wurde jedoch nicht durchgeführt. Lediglich einzelne pols 
niſche Staatsangehörige, die- ſich läſtig gemacht 
hatten, erhielten Ausweiſungsbefehle. Dieſe Ausweiſungen 
hielten ſich im Rahmen der bekannten, mit Polen getroffenen 
Abrede, wonach Ausweiſungen nur wegen gerichtlicher 
Beſtrafung, Inanſpruchnahme der öffentlichen Armen⸗ 
pflege und objektiv nachgewieſener, nicht etwa auf Denunzia⸗ 
tionen beruhender ſtaatsfeindlicher Betätigung erfolgen 
ſollen. Sämtliche Ausgewieſenen waren näm» 
lich gerichtlich beſtraft. Der Polniſchen Regieru 
die um Aufklärung über dieſe Fälle gebeten hatte, wurde das 
einſchlägige Material übermittelt. l 


Negierungslkredite und Wuchergeſetzgebung. 


In der letzten Sitzung der Kommiſſion für Handel und 
Induſtrie ſprach Vize⸗Finanzminiſter Klarner über den 
Geldwucher und forderte mehr Moralität in den Finanz⸗ 
verhältniſſen als Grundlage normaler Exiſtenzbedingungen. 
Im Lande raft der Geldwucher wie nie zuvor. Im ehe⸗ 
mals preußiſchen Gebiet werden 15—20 Prozent, 
im ehemals ruſſiſchen Gebiet 10—15 Prozent und im ` 
mals öſterreichiſchen Gebiet 7—10 Prozent Monatszinſen 
gezahlt, während die Bank Gospodarſtwa Krajowego nur 
194 Prozent monatlich oder 18 Prozent jährlich erhebt. ; 

Seitens der Kommiſſionsmitglieder wurde darauf ers, 
wibert, daß die Regierung gleichfalls Geld⸗ 
wucher treibe. Wohl zahlt man bei der genannten 
Bank nur 18 Prozent Jahreszinſen, aber um den Kredit 
von ihr zu erhalten, muß man das Giro einer der vielen 
von der Regierung privilegierten Banken erlangen, und 
die girierende Bank berechnet für ihre „Gefälligkeit“ 12 
Prozent Zinſen, fo daß der Kredit bet der Banut Gospo⸗ 
darſtwa Krajowego in Wirklichkeit 30 Prozent koſtet. Auch 
iſt es ſchwer, Kredit zu bekommen, weil gar zu viel For⸗ 
malitäten zu erfüllen ſind. 

Wenn der halbamtliche Kredit ſo viel Zinſen koſtet, ſo 
muß der private Kapitaliſt den doppelten Betrag fordern, 
weil ſein Riſiko unvergleichlich größer iſt. Die Regierung 
geſteht ihm jedoch nur 2 Prozent zu, während ein Regie⸗ 
rungsinſtitut wie die Bank Gospodarſtwa Krafowego zu⸗ 
fammen mit den Girobanken 3 Prozent erhebt. 

Auch auf andern Gebieten fordert die Regierung mehr 


Moralität und will mit Geboten und Verboten ihr Ziel er⸗ 


reichen, verfährt aber felbſt unmoraliſch. Welche Be⸗ 
deutung hat denn z. B. der ganze Kampf gegen den Waren⸗ 
wucher, wenn die Regierung ſelbſt den Tabak verteuert 
und dem Konſumenten außerdem ſchlechtere Ware wie bis⸗ 
her verabfolgt? Die vom 1. Juli in Kraft getretene dies⸗ 
bezügliche Verordnung des Präſtdenten der Republik be⸗ 
fagat, daß es niemandem erlaubt ift, für ausgeliehenes Geld 
mehr als 24 Prozent Zinſen jährlich in bar oder in anderen 
Werten zu verlangen. Der Finanzminiſter iſt befugt, den 
Bankgeſchäften, die ſich mit Geldverleihung beſaſſen, die 
oberſten Grenzen der Entſchädigungen feſtzuſetzen, welche 


Thorn. 
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fie bei Ausübung der Geldvermittlung fordern dürfen. 
erträge, die die durch die Verordnung feſtgeſetzten Gren⸗ 
zen überſchreiten, ſind ungültig. 

Verſtöße gegen die Beſtimmungen der Verordnung 
werden mit Gefängnis bis zu vier Wochen und mit einer 
Geldftrafe bis zu 5000 Zloty beſtraft. Zuſtändig find die 
Kreisgerichte. Die Bankgeſchäfte ſind verpflichtet, den 
Finanzbehörden zweiter Inſtanz Nachweiſe über die er⸗ 
hobenen Zinſen, Provifionen und dergleichen, die mit der 
Geldverleihung im Zuſammenhange ſtehen, vorzulegen. 
Die Nichtbefolgung dieſer Beſtimmung zieht eine Geldſtraſe 
bis zur Höhe von 1000 Zloty nach ſich. Die obige Verord⸗ 
nung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft und 
iſt bis zum 1. Juli 1925 verbindlich. 


Die Aufgaben des Völkerbundes. 


In einem Interview im Krakauer „Czas“ legte der 
ſtändige Delegierte Polens im Völkerbund Miniſter Alexan⸗ 
der Skerzynski feine Anſichten über die Rolle und die 
Bedeutung des Völkerbundes nieder, die wir gekürzt 
wiedergeben: 

Der Völkerbund iſt keineswegs eine im Intereſſe der 
Großmächte geſchaffene Jnſtitution — er tft für die kleine⸗ 
ren Staaten ebenſo unentbehrlich wie nützlich Für die 
letzteren iſt er eine ausgezeichnete Tribüne, von der aus 
ſie ſich an die weite Welt wenden und weithin gehört wer⸗ 
den können. Irrig ift die Auffaſſung, als ob der Völker⸗ 
bund vom angelſächſiſchen Block beherrſcht würde. Es ift 
nämlich bekannt, daß auch der Einfluß des franzöſiſchen 
Blocks nicht gering iſt und manchmal ſogar ſich ſtärker als 
der angelſächſiſche erwieſen hat. Ebenſo irrig iſt die Auf⸗ 
faſſung vom Völkerbund als einem „überſtaat“, denn 
die Souveränität einzelner Mächte wird vom Völkerbund 
nicht beſchränkt und die Einſchränkungen, die den einzelnen 
Staaten auferlegt werden, verfolgen nur das Ziel, ihre 
Unabhängigkeit und Sicherheit zu begründen Der Völker⸗ 
bund iſt und darf kein Gerichtshof ſein, vor welchen die ein⸗ 
zelnen Staaten zitiert werden, ſondern ein Parlament 
gleich berechtigter. Mitglieder, das ſich zur Auf⸗ 
en macht, das Einvernehmen ſämtlicher intereſſierter Fat- 

en zu erlangen und nicht zu erzwingen. 

Wenn wir bisher im Völkerbund mit zwei Blocks, mit 
dem franzöſiſchen und dem engliſchen, zu tun hatten, macht 
ſich gegenwärtig ein einzelner franzöſiſch⸗engliſcher Block 
eltend, obwohl deſſen Dauer hie und da angezweifelt wird. 

ch glaube, daß feine Daner von der Realiſierung des 
Dawesberichtes abhängen werde. Sollte deſſen W 
den Regierungen Herriot— Macdonald gelingen, dann wir 
es kein Kabinett in Paris und London geben, das dieſe 
Politik ändern könnte. 

Was das Verhältnis dieſes Blocks zu den polniſchen 
Angelegenheiten anbelangt, ſo gibt es eine Reihe von 
Fragen, wie z. B. die Frage des Garantiepaktes und der 
Militärkontrolle in Deutſchland, die für Polen lebens⸗ 
wichtig ſind. Von dieſer oder jener Löſung dieſer Fragen 


Hedenlet Eurer Toten! 
Um es in der Zeit der ſchweren Wirtſchafts⸗ 
kriſe zu ermöglichen, daß ein Jeder ſeinen 
Verſtorbenen einen Grabſtein ſetzen laſſen kann, 
gibt die ſeit über 26 Jahren am biengan Orte 
wegen ihrer haltbaren, ſauberen, 2 2 — 
Arbeit weit bekannte Steinwarenfabrit | 
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hängt Polens Sicherheit ab. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
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Grudziądzka (akobstraße) 7/11 


Direkte Straßenbahn - Verbindung vom Bahnhof 
nach der Pomnańska (Ecke Krótka) 


Dachpappenfabrik 


u. Teerdestillation 
empfiehlt. ihre seit 75 Jahren bekannten 


Bedachungsgeschäft. 


Neudeckungen und Teerungen von Papp- 
dächern, Reparaturen von Ziegel- und Schiefer- 
dächern von Fachleuten zu kulanten Bedingungen 


Polen fiğ beſtreben müſſe, im allgemeinen Garantiepakt 
einbegriffen zu werden. 

Polens Sicherheit hängt ebenſo von der Entwaffnung 
Deutſchlands ab. Die Kontrolle über die Entwaffnung 
dürfte nachher dem Völkerbund übergeben werden. Wenn 
die Kontrolle der Entwaffnung Deutſchlands im Verhältnis 
zu Polen keine Fiktion ſein ſoll, dann müßte Polen einen 
Vertreter im Völkerbund haben, um ſo mehr, als aller 
Wahrſcheinlichkeit nach Deutſchland einen Sitz im Völker⸗ 
bundrat erlangen wird. Meiner Anſicht nach gilt die Frage 
der Aufnahme Deutſchlands in den Völkerbund als bereits 
erledigt, obwohl dieſe Aufnahme nur dann erfolgen wird, 
wenn Deutſchland in den Völkerbund bedingungslos ein⸗ 
treten wird, d. h. ohne auf einen ſtändigen Sitz im Völker⸗ 
bundrat oder die Aufhebung mancher Klauſeln des Ver⸗ 
ſailler Vertrages zu dringen. Nichtdeſtoweniger überwiegt 
die Anſicht, daß nach der Zulaſſung Deutſchlands in den 
Völkerbund dieſes auch einen Vertreter im Völkerbundrat 
bekommen werde. 

Im internationalen Leben iſt der Völkerbund zum 
Ausdruck jener ſozialen und ökonomiſchen Strömungen ge⸗ 
des Völkerbundes als Symbol einer neuen Welt ſoll unter⸗ 
ds Völkerbundes als Symbol einer neuen Welt ſoll unter⸗ 
ſtützt werden. In den modernen Nationen macht ſich neben 
der Stärkung des Legalitätsprinzips auch das der Demo⸗ 
kratiſierung, d. h. des Schutzes der Schwachen, geltend. 

Auf dem Gebiete des Sozialweſens wird das Prinzip 
des Arbeitsſchutzes und die Tendenz zur Sicherung der⸗ 
ſelben Konkurrenzbedingungen in allen Staaten immer 
ſtärker. Das iſt die humanſoziale Aufgabe des Völker⸗ 
bundes, um nur an das internationale Arbeitsbüro und die 
letzte Genfer Konferenz zur Bekämpfung der unredlichen 
Konkurrenz zu erinnern. Die wachſende Internationali⸗ 
ſierung der Abſatzgebiete und Kapitalien, wie auch die immer 
größere ökonomiſche Abhängigkeit ſämtlicher Länder von 
einander erfordern dringend ein internationales Organ, 
von dem der internationale Verkehr (3. B. die Tranſitrege⸗ 
lung in der Konvention von Barcelona) erleichtert und der 
Schutz des allgemeinen Einvernehmens und friedlichen Zu⸗ 
ſammenlebens der Staaten und Völker als Grundlage der 
modernen Wirtſchaft übernommen werden könnte. 


Der Völkebund ift ſomit ein wichtiger Friedensfaktor. 


Eine unklare oder gefälſchte Depeſche eines Berchtelot oder 
Saſſanow iſt nicht mehr imſtande über Krieg und Frieden 
binnen zwei Stunden zu entſcheiden. Ein Krieg kann gegen⸗ 
wärtig nicht „von allein“ entſtehen, er müßte begründet, er⸗ 
klärt und ſämtliche Konſeguenzen müßten gleich klar mwer- 
den. Das iſt ein ungeheurer Vorteil und ich glaube, daß 
der Völkerbund in der Lage iſt, dieſe Aufgabe zu bewälti⸗ 
gen. Der Völkerbund darf nicht allein als Produkt einiger 
abſtrakter Köpfe, ſondern als notwendiges Organ zur Ne- 
gulierung des Lebens in der modernen Welt betrachtet wer⸗ 
den. Seine Autorität zu heben liegt unbedingt im polniſchen 
Intereſſe. Wir müſſen mit dem Völkerbund in der Über⸗ 
zeugung mitarbeiten, daß auf dieſe Weiſe der Fortſchritt der 
internationalen, politiſchen, ſozialen und wirtſchaftlichen 
Beziehungen unterſtützt wird. 
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die oberichlejiiche Krile. 


Schwierige Berhaudlungen. 

Kattowitz, 9. Juli. Geſtern vormittag haben die direk⸗ 
ten Verhandlungen zwiſchen den Vertretern der Induſtrie 
und der Fachorganiſationen der Arbeiter in Gegenwart der 
bei dieſen Verhandlungen vermittelnden Regierungsver⸗ 
treter begonnen. Wie verlautet, fordern die Vertreter der 
Induſtriellen die zehnſtündige Arbeitszeit, da ſie 
angeſichts der kataſtrophalen Lage der Induſtrie nicht im⸗ 
ſtande ſind, ihre Betriebe aufrecht zu erhalten. Darauf 
wollen aber die Arbeiter nicht eingehen. 

Da am Vormittag keine Einigung herbeigeführt werden 
konnte, wurden die weiteren Verhandglungen bis 6 Uhr 
nachmittags verſchoben. Die Verhandlungen wickeln ſich ſehr 
ſchwer ab, weil keine der Parteien von ihrem grundſatz⸗ 
lichen Standpunkte abweichen will. Infolgedeſſen haben auch 
die Regierungsvertreter einen ſchweren Stand. Die Ver⸗ 
handlungen dürften ſich einige Tage lang hinziehen. Es 
liegt im Intereſſe des Staates und des ſozialen Friedens, 
daß dieſe Verhandlungen mit einer Verſtändigung enden. 
Die Regierung ſcheut daher keine Mühe, um dieſes Ziel zu 
erreichen. 

s 

Kattowitz, 9. Juli. Die Vertreter der Arbeiter und die 
Mitglieder der Regierungskommiſſion haben ſich an die 
Vertreter der Induſtrie mit dem Erſuchen gewandt, die für 
den 11. d. M. angekündigte Au ſperrung auf einige Tage zu 
verſchieben, da die Regierungskommiſſion ihre Arbeiten noch 
nicht beendet habe. 

Die Induſtriellen haben das Anſuchen abgelehnt. In⸗ 
folgedeſſen iſt die Konferenz auf heute 1 Uhr nachmittags 
verſchoben worden. 


Kleine Rundſchau. 


* Ein Bevölkerungspolitiker. Am Schluſſe eines Ball 
feites in Banes in Fra freih, das zur Erhöhung der Feier- 
lichkeiten der dort alljährlich ſtattfindenden Meſſeausſtellung 
ſtattfand, richtete der Bürgermeiſter an die tanzende Jugend 
die Frage: „Welche Paare unter euch ſind bereit, ſich zu 
verloben?“, und unter dem Jubel der Anweſenden traten 
ſogleich eine Anzahl Pärchen vor. Die Verlobungszeremo⸗ 
nie fand darauf ſofort in den Bureauräumlichketten des Bür⸗ 
germeiſters ſtatt, wobei dieſer den Wunſch ausſprach, 
die Trauung baldmöglichſt vornehmen zu können. 


OP] 


Das gewaltige Doppelprogrammi - 


Der Sensations-, Kriminal-, Zirkus- Film 
in 13 Riesen-Akten unter dem Titel: 


Die letzte 
Sensation des Zirkus Farini 


Das Geheimnis 
der Frau des Polizeikommandanten. 


In den Hauptrollen: 
Helena Makowska :: Arnold Korff 
Luigi Serventi, Wilhelm Diegelmann. 
Fabrikat: Karol-Flim, Berlin. 
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Sonnabend, den 12. Juli 1924 E 
im Vereinslokal Kleinert A 


Sommerfeſt 
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Beginn 7 Uhr. Eintritt 1.00 u. 1,50 8t. 
Gut Heil! g 
Der Vorſtand. 


Empfehle meinen 


jal 


Goble. 


die Borfrieg3invaliden verſprochen. Ein halbes 
Jahr iſt ſeitdem verfloſſen und den Abgeordneten iſt eine 
ſolche Vorlage nicht bekannt gegeben worden. 

Nachdem die Valuta ſtabiliſiert worden ift, beſteht die 
Möglichkeit, die Renten der Vorkriegsinvaliden umzuvalu⸗ 
tieren. Es handelt ſich dabei um kleine Beträge, in Einzel⸗ 
fällen um 12,50 oder 33 Reichsmark monatlich, die den Wert 
von 15 baw. 39,60 BI. haben. 

Oberſchleſten kommt bei der Verſorgung der Vorkriegs⸗ 
invaliden durch die Varſchauer Regierung nicht in Frage, 
weil es auf dieſem Gebiete autonom iſt. l 

Der Miniſterpräſident beſitzt das Ermächtigungsgeſetz 
und deswegen fragen wir den Herrn Miniſterpräſidenken an: 

1. Jit der Regierung die ungeheure Not der 
Vorkriegsinvaliden bekannt? 

2. Iſt die Regierung bereit, eine Verordnung heraus⸗ 
zugeben, welche bis zur Zeit der geſetzlichen Regelung 
die 3 diefe 2 ile hre fut a ums 

Hbvaloriſiert, um au eiſe ihrer Not 

Warſchau, ben 8. Juli 1024. aa 

Die Interpellanten. 


Beginn der Konferenz der Kleinen Entente. 


Prag, 11. Juli. (PA T.) Geſtern trafen hier die Dele- 
ierten der Staaten der Kleinen Entente zu der angekün⸗ 
Beten Konferenz ein, in welcher Fragen beſprochen werden 
jolen, an denen diefe Staaten gemeinſam intereſſiert find. 
Gegenſtand der Beratungen dieſer Konferenz find. folgende 


Fragen: 

Das Verhältnis zu den Nachbarn der Kleinen Entente, 
die Finanzſanterung Ungarns und Sſterreichs, die Londoner 
Konferenz, die Militärkontrolle in Deutſchland, das Bere 
hältnis der Staaten der Kleinen Entente zu den früheren 
feindlichen Stagten und endlich Fragen, die in der Herbſt⸗ 
tagung des Völkerbundes beſprochen werden ſollen. 
Zwiſchen den Delegierten der Staaten der Kleinen Entente 
erfolgt gleichzeitig auch ein Meinungsaustauſch über den 


Plan der Einſchränkung der Rüſtungen. Den Beratungen 


ſollen mehrere Tage gewidmet werden. 


Republik Polen. 


Auflöſung der Wojewodſchaft Tarnopol. 


Lemberg, 8. Juli. Die Wofewodſchaft Tarnopol fol 
aufgelöſt und unter die Wojewodſchaften Lemberg und 
Stanislau aufgeteilt werden. Der Grund hierzu ſoll darin 
liegen, daß Tarnopol zu nahe an der Grenze liegt und daher 
nicht als Sitz des Divlſionsſtabes dienen kann. ; 


Rußland ratifiziert den Vertrag mit Polen. 


Das „Berliner Tageblatt“ meldet aus Moskau: Der 
Sowjet der Volkskommiſſare hat den Vertrag mit Polen 
zwecks Liquidierung von Grenzzwiſchen⸗ 
fällen ratifiziert. Der Vertrag ſieht vor, daß alle künf⸗ 
tigen Konflikte dieſer Art an Ort und Stelle auf Grund 
einer Verſtändigung des Kommandanten der Grenzabteilung 
AA Kite . Fiche Staroſten des Grenzkreiſes erledigt wer⸗ 


Erhöhung der Zulage zu den Uẽnfallreuten. 

Am 21. d. M. findet im Handelsminiſterium eine İnter- 
miniſterielle Konferenz ſtatt, in der ein Projekt der Era 
höhung der Unfallrentenzulage, die in dem 
ehemaligen preußiſchen Teilgebiet von Polen ausgezahlt 
wird, beſprochen werden ſoll. Das Projekt ſieht eine Er⸗ 
höhung in dem Umfange vor, als wenn das Jahreseinkom⸗ 
men nicht 360 Zloty, ſondern 720 Zloty betragen würde. 


Deutſchland offeriert Polen billigen Zucker. 


Warſchan. 9. Juli. Der Verband deutſcher Rübenzucker⸗ 
fabrifanten bemüht fiğ bei der poluiſchen Regierung um die 
Ausfuhr polniſcher Zuckerrüben nach Deutſchland. Deutſch⸗ 
land verpflichtet ſich dafür, den Zucker um 30 Pro 15 
billiger als im Inland zu üelern. Das deutſche Ange⸗ 
bot dürfte auf die polniſchen Zuckerfabrikanten ernüchternd 
ee die den immer noch au Kriegspreiſen ver⸗ 


Amerikaniſche Kandidaten. 
Coolidge — La Folette, 


Der in Neuyork tagende Demokratiſche Konvent hat 
am 9. Juli in feiner e den Rechtsanwalt Fan 
Atere plie 2 wi : En. nit er Botſchafter in 

ndon, Davis, einen Freun ons zu a 
pp br. aakh 5 ER HERREN" 
e Republikaner haben anntlich wieder auf die 
Berion des jetzigen Präſidenten lidge geeinigt. Ca 
igepräfidenten haben fie den vielgenannten General 
Dameg, den Verfaſſer des Sachverſtändigengutachtens 
ayer 25 Leiſtungsſäbigkeit des Deutſchen Seite, no⸗ 
miniert. - 

Die fogenannten Progreſſionen, der linke Flügel der 
Demokraten, die Farmer des Weſtens, die ale und 
Sozialiſten, die Deutſch⸗Amerikauer, die der Korruption 
innerhalb der beiden in Amerika bisher allein vorhandenen 
Parteien überdrüſſig find, fie alle werden keinen der von 
den alten Parteien nominierten Präſidentſchaftskandidaten 
wählen, ſondern eine dritte Partet gründen, die den 
Senator La Folette, einen Mann von untadeliger Ver⸗ 
gangenheit aufitellt. : 

Da Folette, genannt der „Löwe von Wisconſin“, 
wegen ſeiner mächtigen Mähne über der hohen Stirn, der 
Amerikas Eintritt in den Krieg leidenſchaft⸗ 
lich 1 hat, der erſt kürzlich vom Senat 10 Mil⸗ 
lionen Dollar für Deutſchlands hungernde Frauen und 
Kinder forderte, iſt heute der populärſte Mann in 


Amerika. Ein mutiger Mann, der die geballte Kauft 


ausgeſtreckt, dem Senat die Worte entgegenſchleuderte: 
„Niemand hier im ganzen. 
nige e fo wie ich. Ich weiß, was ich fage: 


li 
niemand! 


Macdonald über die Londoner Konferenz. 


Das negative Ergebnis der Pariſer 
ö Zuſammenkunft. 

London, 11. Juli. (PA T.) Entſprechend feiner A z 
dHauna hielt geſtern Minifterpräfident 5 acdona 15 a 
Unterhauſe eine Rede, in der er des näheren auf den 
Zweck und die Bedeutung der Londoner Konferenz 
einging. In der Sitzung waren ſämtliche Mitglieder der 

Kammer anweſend, und die Tribünen waren überfüllt. 

Der Minifterpräfident hob hervor, daß $ 

mit Frankreich peinliche . 8 
entſtanden ſeien, welche die Vorbereitungen zur erufung 
der e 1 die das Inkrafttreten des 
Gutachtens der Sach verſtändigen zum Zwecke hat, febr er- 


ſchwerten. Er habe ach Paris begeben, um die Zweifel 
i A beſeitigen, 115 bh beransgebildet haben. Die engliſche 
Regierung ſtehe auf dem Standpunkt, daß man alles daran 


ſetzen müſſe, den B erzüglich in die Tat 


1 * 


auje hat eine derart gerad⸗ 


R 

Paket erhielt der Eigentümer zur 

geſtern u. Diebe, eine 
E. j 


wärtig noch notwendiger als vordem, da die Neuwahlen auf 
25 ontinent naturgemäß die Löſung dieſer Frage ver⸗ 
päteten. . 
Vor dem Inkrafttreten des Planes der Sachverſtändigen 
müſſe eine Reihe von Einzelheiten feſtgeſetzt werden, die eine 
ewiſſe Beſprechung unter Teilnahme der Rechts⸗ und 
inanzſachverſtändigen erfordern. Die Frage der Anleihen 
önne nicht entſchieden werden, vor der Sicherſtellung der 
erſonen, die fih zur Hergabe von Kapitalten für dieſen 
weck bereit erklären und befürchten, daß das Geld infolge 
einer politiſchen oder milttärifhen Aktion der deutſchen 
Regierung oder auch der Alliierten verloren geht. 
Der Miniſterpräſtdent ſagte, er habe ſich nach feiner Ans 
kunft in Paris davon überzeugt, daß in den Unterredungen 
gewiſſe Fragen über den Rahmen hinaus in den Vorder⸗ 
grund gerückt worden ſeien, indem fte vorher beſprochen 
wurden, wobei er die Erreichung eines Einvernehmens in 
dieſen Fragen mit der frauzöſiſchen Regierung anſtrebte. 
Gleichzeitig habe die engliſche Neglerung nicht angenommen, 
daß man eine entſprechende Anzahl von Perſonen oder 
Gruppen finden könnte, die ihre Kapitalien hergeben wür⸗ 
den, bevor ſie nicht genügende politiſche und wirtſchaftliche 
Garantien erhalten, daß dieſe dalle nicht einer ähn⸗ 
lichen Aktion zum Opfer fallen würden, wie wir ſie im 
vorigen Jahre erlebten (gemeint iſt der Einbruch in das 
rgebiet — D. Red.). Ju Anbetracht deſſen habe ſich die 
engliſche Regierung mit der Entſendung eines Delegierten 
zur Reparattonskommiſſton im Charakter eines Bes 
raters einverſtanden erklärt, der in den Beratungen 
über evtl. Berftöße in der Ausführung des Planes der 
Sachverſtändigen teilzunehmen hätte, die Intereſſen 
des Kapitals vertreten müßte und endlich ein General⸗ 
fachverftändiger in den Fragen wäre, die mit den Repara⸗ 
tionen im Zuſammenhang ſtehen. d 
Nach dem Geſichtspunkt der engliſchen Regierung müßte 
ein amerikaniſcher Vertreter die Rolle eines 
Schiedsrichters in dem Falle übernehmen, falls die 


Reparationskommiſſion in irgend einer Frage nicht zu einer 


einheitlichen Entſcheidung kommen follte. Die franzöfiiche 
Regierung habe den Wunſch zum Ausdruck gebracht, daß ihr 
eine gewiſſe Zeit zur Prüfung dieſer Vorſchläge eingeraumt 
werde und ſich die endgültige Entſcheidung in dieſer Frage 
bis zum Beginn der Londoner Konferenz vorbehalten. Auf 
dieſe Forderung Frankreichs ſei Macdonald ſchließlich 
eingegangen. Inzwiſchen werde die engliſche Regierung 
das Gutachten der franzöſiſchen Sachverſtändigen anhören. 
Sofern diefe Frage ncht in einer zufrieden⸗ 
ſtellenden Weiſe ar die Kapitaliſten erledigt werden 
ſollte, ſo würde eine Anleihe nicht zuſtande 
kommen. a 

Zum Schluß erklärte Macdonald: Die franzöſiſche Re⸗ 
gierung wünſchte 

die Frage der interalliierten Schulden 

mit der des Sachverſtändigenplanes zu vereinigen. Doch 
mit dieſem Wunſche konnte ich mich nicht einverſtan⸗ 
den erklären, und ſchon in Chequers gab ich Herriot 


die Erklärung ab, daß die engliſche Regierung es nicht zu⸗ 


laſſen könne, daß dieſe Frage ſich endlos hinziehe. Ich ſchlug 
Herriot vor, daß das franzöſiſche Finanzminiſterium dieſe 
Angelegenheit aufnehme und ſich auf dem Geſichtspunkt Lord 
Curzons, der in der Note vom 11. Auguſt 1923 zum Ausdruck 
gekommen iſt, ſtütze, und daß die neue franzöſiſche Regierung 
in dieſer Frage einleitende Verhandlungen aufzunehmen 
hätte. In bezug auf dieſen Punkt wurde ein Einver⸗ 
nehmen erzielt. Außerdem drang Frankreich auf die 
Frage der Sicherheit. Die engliſche Regierung hob jedoch 
hervor, daß keine Vorſchläge, die den Charakter eines Milis 
tärabkommens tragen könnten, berückſichtigt werden können. 
Sie zeigte ſich aber geneigt, nach dieſer Richtung hin beſondere 
Verhandlungen zu pflegen. . 

Zum Schluß ſprach Macdonald Frankreich feinen Dank 
dafür aus, daß es ihm als dem Haupt der engliſchen Re⸗ 
gierung einen guten Empfang bereitet habe. 


Aus Stadt und Land. 


Der Nachdruck fämtlicher Original⸗Artikel it nur mit ausbrück⸗ 
licher Angabe der Quelle gestattet. — Allen unſern Mitarbeitern 
wird ſtrengſte Verſchwiegenbeit zugeſichert. 


n Bromberg, 11. Juli. 


erungen. Der „Monitor Polski“ vom 26. Juni 


8 Liquidi 
(Nr. 144) Ee die Liquidationskommiſſion zu Poſen 
am 20. ni die Enteignung folgender Grundſtücke bes 
ſchloſſen hat: Der Rentenanſiedlungen Mochy Nr. 15 im 
Kreiſe Wollſtein (Wolsztyn), Größe 1897,71 Hektar, Beſitzer 
akob Wollenſchläger, Mochy Nr. 8, Größe 1859,47 Hektar, 
eſitzer Wilhelm Bauer, und Mochy Nr. 18, Größe 1560,41 
Hektar, Beſitzer Hermann Goebel, ferner der Rentenanſied⸗ 
lung Wyſoka Nr. 1 im Kreiſe Wirſitz (Wyrzysk), Größe 
4173,03 Hektar, Beſitzer Wilhelm Stock und ſeine Ehefrau 
Karoline geb. Plöger, ferner Pokrzywno Nr. 10 im Kreiſe 
Poſen⸗Oſt (Poznan⸗Wſchödh, Größe 1204,11 Hektar, Beſitzer 
Wilhelm Hindersmann, und Rentenanſiedlung Wiktorowo 
Nr. 13 im Kreiſe Wirſitz (Wyrzysk), Größe 1395,43 Hektar, 
. David Bälle. x 
Ein ſchwerer dal. eg y) dem ein junges Menſchen⸗ 
leben zum Opfer fiel, trug ſich geſtern nachmittag in der 
Bergkolonie 18 (Podgörze) zu. Zwischen dem Mauerwerk, 
den Steinen und dem Schutt des im Abbruch begriffenen 
Seas ſpielten in Abweſenheit der Arbeiter einige größere 
Aue Plötzlich ſtürzte ein Schornſtein zuſammen, und 
te Laft feiner Steine begrub den 13jährigen Jan Brze⸗ 
zinski, der ſofort den Tod fand. Ein zweiter Knabe, der 
14 Jahre alte Jan Sadecki wurde ſchwer verletzt. Die 
Leiche des Verunglückten wurde den Eltern übergeben. 
In polizeil ufbewahrung befinden ſich beim 
8. Kommiſſariat in der Berliner Straße 18 (Sw. Tröicy) 
Wäſche, Kleidung und andere Sachen, die aus Diebſtählen 
in den Schrebergärten von Bleichfelde (Bielawki) berrühren. 
Eigentümer des Diebesgutes können ſich dort melden. 
Diebstähle. Um einen großen Betrag wurde die 
Leberzentrale W in der Friedrichſtraße 45 (Dinga) 
eſchädigt. Es wurde Leder im Werte von Zloty ge⸗ 
ohlen. Als Täter wurde ein Angeſtellter ermittelt, und 
er größte Teil der Ware konnte zurückgegeben werden. — 
In der Prinzenſtraße 20 (Lofietta) wurden aus einer Woh⸗ 
nung Wäſche und Kleidungsſtücke im Werte von 350 Zloty 
eſtohlen. Die Täterin, eine Mitbewohnerin der Wohnung, 
onnte qwar feſtgeſtellt werden, hat ſich aber der Verhaftun 
durch die Flucht entzogen. Hopfengarten (Brzoza 
wurde einem Beſitzer ein Paket mit Sachen im Werte von 
300 Zloty geſtohlen. Als Dieb wurde ein gewiſſer Ludwig 
adeeki aus Bromberg ermittelt go feſtgenommen. Das 


8 ſtgenommen wurden 
Sittendirne, ein Betrunkener und ein Bettle 
SCH $ 


Vereine, Beranitaltungen ꝛc. 


Pädagogiſcher Berein, Der noc tet Sapend für die Kurſusteilneh⸗ 
mer findet bei Wichert am 11. Juli, abends 8 Uhr, ſtatt. Die 
Mitglieder des Päd. Vereins — ſoweit fie nicht verreiſt — werden 
herzlichſt gebeten, ſich daran re ahlreich zu beteiligen, 9730 

Deutſche Bühne Bydgoszez, T. Be Abteilung Kulturfilm. Sonn⸗ 
abend, den 12. Juli, abends Her Uhr, Veranſtaltung für die Mit 
glieder aller deutſchen Vereine nebit Gäſten. Progr.: 1. Fuß⸗ 
ballſport. (Begleitender Vortrag: Herr Max Gebauer.) 

2. „Der Pantoffelheld“. Eine Film⸗ Groteske aus der 

goldenen Ritterzeit. (Vorher: Einige Randbemerkungen zur 


Umbelletriſtik: 8 Hel D 
ren 0 e r Sannen au 7% Ae ie (758 


in $ 
ZSiemſtwa 4,10. Bony 


„ Rawitſch (Rawicz), 10. Juli. In der Rawitſcher 
Stadtverordnetenſitzung wurde bekanntgegeben, 
daß der Poſtdirektor Boberski fein Amt als Stadtrat nieder- 
gelegt hat. Der Vorſchlag für die Kommunalſteuer zur 
ſtaatlichen Grundſteuer, nach dem 70 Prozent für die Stadt, 
20 Prozent für den Kreis und 10 Prozent für den Provin⸗ 
i beſtimmt ſein ſollen, wurde bis zur Vorlage des 

tadthaushaltsvoranſchlags vertagt. Die Verſammlung 
ſprach ſich darauf grundſätzlich für die Errichtung eines Miet⸗ 
ſchiedsamts aus, beſchloß aber, an den Vorſitzenden des Be⸗ 
rksgerichts in Liſſa die Bitte zu richten, an die Spitze des 
Schiebsamts eine juriſtiſch gebildete Perſon zu ſtellen. Dem 
Magiſtratsantrag auf Angliederung einer Mädchenklaſſe bei 
der Fortbildungsſchule ſtimmte die Verſammlung zu. Die 
neuen Preiſe für 1 Kubikmeter Gas mit 32 Groſchen, für. 
1 Kilowattſtunde Leuchtſtrom auf 65 Groſchen, Kraftſtrom 
auf 45 Groſchen, für ein Kubikmeter Waſſer auf 20 Groſchen 
und für die Zählermiete auf 7 Prozent der Rechnung wurden 


angenommen. Eine ſehr ſcharfe Ausſprache zeitigte die An⸗ 


gelegenheit der Unredlichkeiten bei der Gymnaſialſtiftung, 
für die das Amneſtiegeſetz in 11 ai gekommen iſt. Man 
ſchlug vor, die Schuldigen in einen Zivilprozeß zu ver- 
wickeln. Weiter beſchloß die Verſammlung, die Feſtſetzung 
der Wohnungs⸗ und Luxusſteuer für das Jahr 1924 beim 
Adminiſtrationsgericht in Poſen anzugreifen. f 

dr, Zinsdorf (Ciezkowo), Kr. Schubin, 10. Juli. Vom 
5. bis 9. d. M. hatten ih im Zinsdorfer Pfarrhauſe 
etwa 25 junge Mädchen aus den verſchiedenſten Teilen 
unſeres Landes zu einer s ap b eingefunden. Die 
ganze Gemeinde fühlte ſich als Gaſtgeber und ſorgte durch 
die Lieferung aller Lebensmittel in ſchon oft bewieſener 
Opferfreudigkeit für das leibliche Wohl der Freizeitſchar. 
Als Thema ftand über der Veranſtaltung das Wort: „Wer 
aus der Wahrheit ift, der höret meine Stimme.“ Auf dieſer 
Grundlage führten die Leiter, Paſtor Dinkelmann und dle 
Verbandsſekretärin Fräulein Bungeroth, an die Quellen der 
Kraft und der ſittlichen Vorausſetzungen für ein bleibendes, 
geſegnetes Leben. In allen Veranſtaltungen der Ta ſtand 
das übermenſchliche Buch mit der Wahrheit ohne Begren⸗ 
zung, die Bibel, im Mittelpunkte. So waren es Tage dop⸗ 


velter Erquickung, Erholung an Leib und Seele. 


Handels⸗Rundſchau. 
Geldmarkt. \ 


Warſchauer Börfe vom 10. Juli. Umſätze, Verkauf, Kauf: 
Belgien 29,34—23,45—23,23. Holland 195,30 —196,77—194, 83. London 
22,51—22,50—22,61—22,39. Neuyork 5,18 ¼½5,21—5,10. Paris 20,42 
bis 26,40 —26,53— 26,27. Prag 15,21 —15,28—15,14. Schweiz 93,32 bis 
93,78—92,86.: Wien 7,32—7,35—7,29. Italien 22,08 —22,19— 21,97. — 
Deviſen: Dollar der Vereinigten Staaten 5,18¼—5,21—5,16. 

Amtliche Deviſenkurſe in Danzig vom 10. Jult. In Danziger 
Gulden wurden notiert: Bankaktien: 100 Billionen Reichsmar 
135.66 Gd., 136.34 Br. 100 Rentenmark 137.655 Gd., 138,345 Br. 
100 Zloty 110,60 Go., 111.15. — Telegr. Auszahlungen: London 
1 Pfund Sterling 25.00 Gö., 25,00 Br. Berlin 100 Millionen 
en Gd., 187.844 Br. Warſchau 100 Zloty 110,35 Go., 

x tief. 


Berliner Deviſenkurſe. 
Sn Billionen 
. Juli 
Geld Brief 


In Billionen 
Geld Briel 


für drahtloſe 
uszahlungen 
in M 


Amſterdam . 100 Fl. 58.20 159.00 158.20 159.00 
Buenos» Aires . 1 Peſ. 1.335 1.345 1.335 1.345 
Brüſſel⸗Antw. 100 Fre. 18,90 19,00 18.85 18.95 
Chriſtiania .. 100 Kr. „56 55,99 
Kopenhagen. . 100 Kr. 66,07 
Stockholm. . . 100 Kr. 111.73 
Helſingfors 100 finn M. 10,51 
Italien . . . 109 Lira 17.94 
London .. 1 Pfd. Stel, 18.225 
Neuyork 1 Do 4.21 

aris . 100 Fre. 3 

chweiz. . . 100 Fre. 5.34 
Spanien 1 ei, 55.14 
Liſſabon . . 100 Elcuto 11.53 

e 1 Jen 1.76 
Rio de Janeiro 1 Milr. 0.43 

ien . .1000 5,935 
Prag. . 100 Kr. 12.335 
Jugoſlavien 100 Dinar 4,93 
VBudapeſt. . 100000 Kr. 5.035 
Eofa,. 100 Leva 3.04 
Danzig. . . 100 Gulden 73.02 


Züricher Börſe vom 10. Juli. (Amtlich) Neuyork 5,56¾. 
London 24,10. Paris 28,10. Wien 79,00. Prag 16,45. Italien 23,72. 
Belgien 25,08. Holland 210,50. Berlin 1,34, 

Die Laudesdarlehnskaſſe zahlte heute für: 1 Goldmark 1,22, 
1 Dollar (gr. Scheine) 5,13—5,16, kleine Scheine 5,11, 1 Pfb. Strlg. 
22,40, 100 frang. Franken 26,05, 100 Schweizer Franken 92,00 Zloty. 


Aktienmarkt. 


Kurſe der Poſener Börje vom 10. Juli. Für nom. 1000 Mty. 
Zloty. Wertpapiere und Obligationen: proz. a Abozome 
Bloty 0,742, — Bankaktien: leckt, Pos 
tocki i Ska. 1.8. Em. 2,20. Bank Przemyskloweöw 1.—2. . 
N Kup.) 2,20. Bank Zw. Spökek Zarobk. 1.9, Em. (enti Kup.) 
‚15. Polski Bank Handl., Poznan 1.—9. Em, (exkl. Kup.) 8,00. — 
Induſtrieaktien: Arcona 1.—5. Em. 2,10. Browar Krotoszynski 1. 
bis 5. . 2,10—2,80. H. Cegielskt 1.—9. Em. (exkl.) Kup.) 0,65. 
Ceutrala Rolniköw 1.—7. Em. (ohne Kup.) 0,85. Goplana 1.8. Em. 
Hei Kup.) 2,85. Hurtownia Drogeryina 1.8. Em. 0,20. Hurt. 
wigzkowa 1.—5. Em. (ohne Kup.) 0,20. Dr. Roman May 1. bis 
4. Em. (ohne Bezugsr.) 22. Papiernia Bydgoszcz 1.—4. Em. (exkl. 
Kup.) 0,40. Plötno 1.8. Em. 0,45. Pneumatik 1.—4. Em. (ohne 
Bezugsr.) 0,20. Poan. Spölfa Drzewna 1.—7. Em. (exkl. Kup.) 0,80. 
Sarmatia 1.—2 Em. 6,50. Tri 1.—3. Em. (exkl. Kup.) 5- „Unja“ 
pae Bengti) 1. u. 3. Em. 5,25. Wytwornia Ehemiezna 1.—4. Em. 
1 Kup.) 0,35. E la ae Grodziskie 1.—2. Em. (erti. Kup.) 
upte a 


— Tendenz :b 
Produktenmarlt. 


\ Donglar Getreidenotierungen vom 10. Juli. (Nicht amtlich) 
Großhandelspreiſe waggonfrei Danzig. Weizen 12,00 —12, 20. Roggen 
75040 Biftorlaerbfen 1200—1900 

k oriaerbfen 12, 00. 

Berliner Produktenbericht vom 9. Juli. Amtliche Produkten⸗ 
Notierungen per 1000 Kg. ab Station. etzen, märkiſcher, 141 bis 
8 Roggen, n 129—187, fejt, Sommergerſte 141 bis 
150. intergerfte 130—198, ER Hafer, märkiſcher, 126—137, feft. 
Weizenmehl für 100 Rg- 21 ½—24, feſter. Roggenmehl 19-21. 

efter Weizenkleie 8,60, feſter. — Roggenkleie 8,70—8,90, teft. 
aps 280, feit. Leinſaat 280 — 290, feſter. ae 19—20, 
Kleine Speiſeerbſen 18—15. Futtererbſen 12—13. Peluſchken 12 bis 
18, ckerbohnen 12—18. Biden 12—13. Blaue Lupinen 9—10. 


Gelb } 2 
bis 19. Trockenſchnitzel prompt 7,60—7,80. Juckerſchnitzel 16,50 bis 
17. Harte fenen 1 9 k 


Waflerftandänachrichten. 


Der Wall 
Thorn 0,00 9 40 Na 0,97 (0,97), Kulm 0, 7175 se 
urzebrak 1,41 (1,34), Montan 0, 


Tu EEK EEE ET EEE — 
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Gerſte 10. Hafer 7,50—8,00. Kleine Erbien 


erfand der Weidler betrug am 10. Juli in Krakau 
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roller Saison-Verkauf 


ab Sonnabend, den 12. Juli 1924, früh 


Bedeutender Preis-Abbau! Ca. 20-50%. 


Sehr preiswürdig! Sehen und urteilen! Sehr lohnend! 
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Beifolgend einige Angaben: 
Frottẽ-Kostüſmnme 1. 25. 


Fertige Damenkleider, Wolle mit schöner 
Applikation. wi Se ER EN 


— — 
— 


Wollstoffe hell in dunkel gestreift, doppelte Breite,, Mtr. zł. 1,85 
Wollstoffe kariert, 150 em breit u in 850 
Herrenanzugstoffe 140 cm bret. „ 2,90 
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i SeideneMessaline 85 em breit.. . „ 8,90 Damenhüte .............. -n 5.— N 

N ee Farbensortiment Frotte-Stoff doppelt breit, prima Qualitt. „ 2,75 + | 

0 HA a0 san. au „16,— | ; we J 
VVV Hauskleiderstoff gestreift. „ -0,88 
Sportmützen „ T > 1,90 i Zeugstoff für Knabenanzüge u. Hosen, 140 cm breit, 3y 2,60 N 
Partie Damenmäntel staunend bilig . - - - . „13,— Trikot-Hemdchen „„ 3 N 
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Jute von n foi. od. 1. 10 24, geſtützt auf mie Wollen Sie 
Zeugn., dauernde Stellung auf mittl 


Bar‘ verlaufen F; an 
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mit Ningſchmierlagern, 8 
Schlagleitten, Trommel 60x24", mit Motore 1 maar gebrauchte 
integer ud Tamtlihen Heinen alojen Sf goudt, Mur Re 220 Bolt 3, % u. ‘ejout erhaltene Wohnung 
fabri sung, am nter. den h tü a ige. erben ter waren 1 205 mels ie mittleres Gewicht, 158 Tran A. b, faft neu, neifirre K ; Zimmer 
Muscate, Beide & 60. 5 ee glung ezeta. _ selape e e. 1 aber ee n elme Perte zu | Gerten, Chr, Mupi 
Maichinenfabrit, T. 30. p., Tczew r Händler udt] Jüngere, tüchtige T Geenen fung, 40 mm rl n 0 88. 15 aach ern, 
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